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Vertraulich ! 

K a b i n e t t s p r o t o k o l l Nr. 231 

 

vom 26. Oktober 1920. 

 

Anwesend: 

Sämtliche Kabinettsmitglieder; ferner die Unterstaatssekretäre M i k l a s und Dr. R e s c h. 

 

Zugezogen: 

zu Punkt 4: von der Staatskanzlei: Ministerialrat Dr. F r ö h l i c h, 

vom Staatsamt für Äußeres: Sektionschef O p p e n h e i m e r, 

vom Staatsamt für Inneres und Unterricht: Sektionschef Dr. H e i n z und 

Ministerialrat R u b e r. 

zu Punkt 7: vom Staatsamt für Äußeres: Gesandter I p p e n; 

zu Punkt 10 und 13: vom Staatsamt für Finanzen Ministerialrat Dr. W i l f l i n g; 

zu Punkt 11: vom Staatsamt für Handel und Gewerbe, Industrie und Bauten: Ministerialrat Dr. 

H i l l i n g e r. 

 

Vorsitz: Staatssekretär Dr. M a y r. 

 

Dauer: 20.00 – 00.30. 

 

Reinschrift (31 Seiten), Konzept, zweifaches Stenogramm, Entwurf der TO 

 

Inhalt: 

1. Rücktritt des Präsidenten der Staatskommission für Sozialisierung Dr. Wilhelm 

Ellenbogen. 

2. Schreiben der Reparationskommission in Angelegenheit der Gewährung weiterer 

Lebensmittelkredite. 

3. Verhandlungen mit der tschechoslovakischen Regierung über die Lieferung von 

Zucker. 

4. Ratifikation des Staatsvertrages mit der tschechoslovakischen Republik über 

Staatsbürgerschaft und Minderheitsschutz. 

5. Kartoffellieferungsvertrag mit Ungarn. 
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6. Eintritt der Vöslauer Kammgarnfabrik in den Vertrag der österreichischen Regierung 

mit der englischen Regierung über die Lieferung von Rohwolle. 

7. Provisorische Regelung der Handelsbeziehungen zu Bulgarien. 

8. Vollzugsanweisung, betreffend Teuerungszulagen zu Unfallsrenten von 

Eisenbahnbediensteten und ihren Hinterbliebenen. 

9. Titeländerung der Gefangenenwachinspektoren. 

10. Forderungen der Akademiker in öffentlichen Diensten. 

11. Vollzugsanweisung des Staatsamtes für Handel und Gewerbe, Industrie und Bauten, 

betreffend Durchführungsbestimmungen zum V. Teil und zu Artikel 184 des 

Staatsvertrages von St. Germain. 

12. Erhöhung des Krankengeldes für die in Spitälern, Invalidenschulen und 

Invalidenheimen untergebrachten Kriegsbeschädigten. 

13. Gehaltsforderungen der Staatsangestellten. 

 

Beilagen: 

Beilage zu Punkt 3 betr. Vortrag des StA. f. Finanzen Zl. 91.178, über die Erhöhung der 

Zuckerpreise mit Meldung an den Herrn Staatssekretär Dr. Mayr über den telephonischen 

Bericht des Gesandten in Prag betr. Zuckerlieferungen (4 Seiten) (Vgl. KRP Nr. 232 vom 29. 

Oktober 1920, Beilage zu Punkt 5) 

Beilage zu Punkt 6 betr. Vortrag des StA. f. Finanzen über den Wollvertrag der österreichischen 

Regierung mit der englischen Regierung sowie den Eintritt der Vöslauer Kammgarnfabrik (2 

Seiten, zweifach) 

Beilage zu Punkt 7 betr. Antrag des StA. f. Äußeres Zl. 62.732 auf Provisorische Regelung der 

Handelsbeziehungen zu Bulgarien (2 Seiten, gedruckt, zweifach) 

Beilage zu Punkt 7 betr. Information für den Herrn Staatssekretär über die provisorische 

Regelung der Handelsbeziehungen zu Bulgarien (3 Seiten) 

Beilage zu Punkt 8 betr. Vollzugsanweisung des StA. f. Verkehrswesen Zl. 1.310 im 

Einvernehmen mit den StÄ. f. soziale Verwaltung und f. Finanzen über die Teuerungszulagen zu 

Unfallrenten von Eisenbahnbediensteten und ihren Hinterbliebenen samt Begründung und 

Dienstzettel (10 Seiten) 

Beilage zu Punkt 9 betr. Vortrag des StA. f. Justiz Zl. 10.754 über die Titeländerung der 

Gefangenenwachinspektoren (2 Seiten) 

Beilage zu Punkt 10 betr. Vortrag des StA. f. Finanzen Zl. 120.085 über die Forderungen der 

Akademiker in öffentlichen Diensten (6 Seiten) 
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Beilage zu Punkt 11 betr. Vollzugsanweisung des StA. f. Handel und Gewerbe, Industrie und 

Bauten über die Durchführungsbestimmungen zum V. Teil und zu Art. 184 des Staatsvertrages 

von St. Germain mit Information (7 Seiten, zweifach) 

Beilage zu Punkt 11 betr. Vollzugsanweisung der Staatsregierung betreffend die Stellung des 

Liquidierungsinspektorates gegenüber der Staatsverwaltung (3 Seiten) 

Beilage zu Punkt 12 betr. Vortrag des StA. f. soziale Verwaltung Zl. 28.309 über die Erhöhung 

des Krankengeldes für die in Spitälern, Invalidenschulen und Invalidenheimen untergebrachten 

Kriegsbeschädigten (3 Seiten, zweifach) 

Beilage zu Punkt 13 betr. Vortrag des StA. f. soziale Verwaltung über die Forderungen der 

Angestellten der Gemeinde Wien (8 Seiten, zweifach) 

Weiters liegt bei: 

Beilage des StA. f. Äußeres Zl. 61.706 über die Ernennung österreichischer Mitglieder des 

gemäß Artikel 256 des Staatsvertrages von St. Germain zu errichtenden britisch-österreichischen 

gemischten Schiedsgerichtshofes (2 Seiten, gedruckt) 

 

1. 

Rücktritt des Präsidenten der Staatskommission für Sozialisierung Dr. Wilhelm 

E l l e n b o g e n. 

Der Vorsitzende gibt dem Kabinettsrate bekannt, dass der bisherige Präsident der 

Staatskommission für Sozialisierung Dr. Wilhelm E l l e n b o g e n in einem Schreiben an den 

Präsidenten der Nationalversammlung die Niederlegung seiner Funktion angezeigt habe. 

Der Kabinettsrat nimmt diese Mitteilung zur Kenntnis und spricht aus, das die Geschäfte der 

Staatskommission vorläufig von deren Vizepräsidenten, Staatssekretär H e i n l, weiterzuführen 

sein werden. 

 

2. 

Schreiben der Reparationskommission in Angelegenheit der Gewährung weiterer 

Lebensmittelkredite. 

Der V o r s i t z e n d e verliest die Antwort, der österreichischen Sektion der 

Reparationskommission auf das Einschreiten der österreichischen Regierung um die Einräumung 

weiterer Kredite zum Ankaufe von je 30.000 t Korn und Weizen. Die Reparationskommission 

mache darin ihre Stellungnahme zu dem Ansuchen davon abhängig, dass die neue 

österreichische Regierung in aller Form die Bürgschaft für die Aufbringung des inländischen 

Getreidekontingentes im Ausmaße des Getreideübernahmsgesetzes vom 31. Juli l. J. übernehme 
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und sich darüber ausspreche, welche gesetzlichen Maßnahmen sie zu treffen gedenke, um 

bezüglich der gegenwärtigen Getreidehöchstpreise Wandel zu schaffen und die inländische 

Getreideproduktion im nächsten Jahre zu steigern. Dabei bemängle es die 

Reparationskommission, dass die Aufbringung des diesjährigen Getreidekontingentes ungeachtet 

des günstigen Ausfalles der Ernte in erheblich stärkerem Maße im Rückstande geblieben sei, als 

im vergangenen Jahre. 

Redner erbitte eine Äußerung des Kabinettsrates über die weitere Behandlung dieses 

Schreibens der Reparationskommission. 

Staatssekretär Dr. R e i s c h bemerkt, das Verlangen der Reparationskommission bezüglich 

der Festsetzung der künftigen Getreidepreise laufe auf die Einführung von Minimalpreisen an 

Stelle der jetzigen Maximalpreise hinaus. Dieses Verlangen habe einschneidende 

Rückwirkungen auf die innerpolitischen Verhältnisse, die es der Regierung kaum möglich 

machen dürften, auf die Anpassung der Bezahlung für das Inlandsgetreide an die 

Weltmarktpreise einzugehen. 

Wesentlicher als die Einräumung von Nachtragskrediten wäre für Österreich im Augenblicke 

die Entscheidung über den der Reparationskommission gleichfalls vorliegendes Antrag, die 

Kunstgegenstände und ausländischen Wertpapiere zur Erlangung eines Lombardkredites für die 

unmittelbar notwendigen Getreideankäufe freizugeben. 

Redner benütze den Anlass, um auf die laxe Handhabung der Getreidebewirtschaftung 

hinzuweisen, die so weit gehe, dass in den Wiener Gasthausbetrieben unbeanstandet Weißgebäck 

verabreicht werden könne. Derartige Missbräuche erregen in der Öffentlichkeit und namentlich 

bei der Reparationskomission berechtigterweise großes Ärgernis und müssten daher sofort mit 

allem Nachdrucke abgestellt werden. 

Staatssekretär H e i n l äußert die Absicht, das Gremium der Gastwirte und Kaffeesieder auf 

die Unzulässigkeit des Verkaufes von Weißgebäck in ihren Betrieben aufmerksam zu machen 

und ein behördliches Einschreiten anzukündigen, falls weitere Übertretungen des Verbotes 

vorkommen sollten. 

Der V o r s i t z e n d e richtet an den Staatssekretär für Land- und Forstwirtschaft das 

Ersuchen, auf die agrarischen Kreise, besonders jener Niederösterreichs Einfluss zu nehmen, 

ihrer Ablieferungspflicht pünktlicher nachzukommen. 

Staatssekretär H a u e i s erwidert, dass bei einer für den 27. Oktober 1. J. in Aussicht 

genommenen Besprechung der agrarischen Abgeordneten über Mittel und Wege beraten werden 

solle, um eine möglichst vollständige Aufbringung des Kontingentes zu sichern. Der sprechende 

Staatssekretär werde nicht unterlassen, bei dieser Gelegenheit auf den Emst der Situation 
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aufmerksam zu machen; er müsse jedoch schon jetzt hervorheben, dass das Ernteerträgnis in 

vielen Gegenden durch die Hochwasserkatastrophen des heurigen Sommers stark beeinträchtigt 

worden sei und daher nicht mit der vollen Lieferungsmenge gerechnet werden könne. 

Sektionschef Dr. G r ü n b e r g e r bemerkt, dass die von der Reparationskommission 

gewünschten Bürgschaften und Aufklärungen nur von der künftigen Regierung gegeben werden 

können. Redner schlage daher vor, der Reparationskommission zunächst nur eine vorläufige 

Antwort nach einem Entwurfe zu erteilen, den die Staatsämter für Volksernährung, für Land- 

und Forstwirtschaft und für Finanzen einvernehmlich auszuarbeiten und dem Kabinettsrate zur 

Genehmigung vorzulegen hätten. 

Der Kabinettsrat beschließt in diesem Sinne vorzugehen. 

 

3. 

Verhandlungen mit der tschechoslovakischen Regierung über die Lieferung von Zucker. 

Der V o r s i t z e n d e teilt dem Kabinettsrate mit, dass laut eines telefonischen Berichtes 

unseres Gesandten in Prag das tschechoslovakische Finanzministerium sich bei den 

Verhandlungen über die Zuckerlieferungen und über die Regelung der zwischen Österreich und 

der tschechoslovakischen Republik schwebenden finanziellen Fragen unnachgiebig zeige und 

seine Zustimmung zur Durchführung der restlichen Zuckerlieferungen sowie zur Anknüpfung 

neuer Abmachungen über weitere Lieferungen von der vorherigen Bereinigung der 

tschechischen Forderungen in den finanziellen Fragen abhängig mache. 

Das Staatsamt für Äußeres habe nunmehr den Versuch unternommen, die tschechische 

Regierung durch den Hinweis auf den höchst ungünstigen politischen Eindruck, den ihre einem 

Vertragsbruchs gleichkommende Haltung in der österreichischen Öffentlichkeit hervorrufen 

müsste, sowie durch die Ankündigung umzustimmen, dass bei weiterer Verweigerung der 

Zuckerlieferungen unsererseits unbedingt zur Einstellung der Rübenlieferungen geschritten 

würde. 

Der Kabinettsrat nimmt diese Mitteilungen zur Kenntnis. 

 

4. 

Ratifikation des Staatsvertrages mit der tschechoslovakischen Republik über 

Staatsbürgerschaft und Minderheitsschutz. 

Über Aufforderung des Vorsitzenden berichtet Ministerialrat Dr. F r ö h l i c h, dass laut eines 

Schreibens des vormaligen Staatssekretärs für Äußeres Dr. R e n n e r die tschechoslovakische 

Regierung die baldigste Ratifikation des Brünner Vertrages über Staatsbürgerschaft und 
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Minderheitsschutz gewärtige. Es erscheine daher geboten die Ratifikation durch die zunächst 

beteiligten staatlichen Stellen, die Staatskanzlei und das Staatsamt für Inneres und Unterricht, in 

die Wege zu leiten. 

Da die Bestimmungen der Bundesverfassung über die Formen des Abschlusses von 

Staatsverträgen, wonach Verträge politischen oder gesetzändernden Inhaltes der Zustimmung des 

Nationalrates bedürfen, bereits in Kraft stünden, sei nun auch der Brünner Vertrag an die 

parlamentarische Genehmigung gebunden. Die Staatskanzlei erbitte demnach die Ermächtigung 

des Kabinettsrates zur Einbringung einer diesbezüglichen Vorlage im Nationalrate. 

Ministerialrat R u b e r bemerkt, dass das Staatsamt für Inneres und Unterricht an einer 

Beschleunigung der Ratifikation des Vertrages kein Interesse habe, weil sich dessen 

Bestimmungen zum Teil mit den in Übung stehenden Vorschriften über das Optionsrecht in 

Widerspruch befinden und daraus bei der Behandlung der Optionsansuchen Schwierigkeiten 

entstünden. 

Sektionschef O p p e n h e i m e r erklärt, die tsohechoslovakische Regierung habe zwischen 

dem Brünner Vertrag und der Belieferung Österreichs mit Zucker ein Junktim hergestellt und 

würde eine weitere Verzögerung der Ratifikation gewiss dazu benützen, ihren wirtschaftlichen 

Verpflichtungen nicht nachzukommen. 

Unter Staatssekretär M i k l a s und Staatssekretär Dr. R o l l e r geben der Anschauung 

Ausdruck, dass die immer wiederkehrenden politischen Einwendungen der tschechoslovakischen 

Regierung gegen die Einhaltung von Lieferungsverträgen einer Klarstellung bedürfen. Das 

Staatsamt für Äußeres möge daher dem Kabinettsrate nähere Aufschlüsse über den Standpunkt 

der tschechischen Regierung geben und darauf hinwirken, dass der Zusammenhang zwischen 

dem Abschlusse politischer Verträge und der Erfüllung wirtschaftlicher 

Lieferungsverpflichtungen möglichst gelöst werde. 

Der V o r s i t z e n d e stellt dem Kabinettsrat in dieser Hinsicht einen Bericht des 

Staatsamtes für Äußeres in Aussicht. 

Der Kabinettsrat ermächtigt schließlich die Staatskanzlei, die Ratifikation des Brünner 

Staatsvertrages durch den Nationalrat zu erwirken. 

 

5. 

Kartoffellieferungsvertrag mit Ungarn. 

Der Leiter des Staatsamtes für Volksernährung teilt mit, der ungarische Ernährungsminister 

habe durch seinen Vertreter in Wien an Redner das Ersuchen gerichtet, in eine Unterbrechung 

der ungarischen Kartoffellieferungen nach Österreich für 14 Tage einzuwilligen. Das ungarische 
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Ernährungsministerium benötige die für Österreich sichergestellten Kartoffelmengen, um auf den 

Lebensmittelmarkt in Budapest durch stärkere Anlieferung von Kartoffeln einen Preisdruck 

auszuüben. Redner habe sieh jedoch nicht in der Lage gegeben, diesem Ersuchen zu 

entsprechenden; er habe vielmehr dem Vertreter des ungarischen Ernährungsministeriums 

erklärt, dass Österreich auf der fortlaufenden Erfüllung des abgeschlossenen Vertrages bestehen 

müsse, weil die österreichische Kartoffelversorgung vollkommen auf den Lieferungen aus 

Ungarn aufgebaut sei und, zumal sich Ungarn ohnedies stark im Rückstände befinde, ein 

Aufschub um 14 Tage bei der Gefahr des plötzlichen Eintrittes kalter Witterung den ganzen 

Versorgungsplan zunichte machen könnte. Im Übrigen habe er die Austragung der 

Angelegenheit einer mündlichen Klarstellung der Verhältnisse durch einen Vertreter des 

Staatsamtes für Volksernährung, der zu anderen Verhandlungen nach Budapest reise, im 

ungarischen Ernährungsministerium und im Ministerium des Äußern vorbehalten. 

Redner bitte, dar Kabinettsrat möge diese Vorgangsweise genehmigen. 

 

Der Kabinettsrat spricht die erbetene Genehmigung aus. 

 

6. 

Eintritt der Vöslauer Kammgarnfabrik in den Vertrag der österreichischen Regierung mit der 

englischen Regierung über die Lieferung von Rohwolle. 

Staatssekretär Dr. R e i s c h führt aus, dass die englische Regierung der Österreichischen 

Regierung 30.000 Ballen Australischer und Neuseeländischer Wolle (lieferbar in Triest) gegen 

Bezahlung aus dem britischen Hilfskredit angeboten habe. 

Um diese Rohstoffe der inländischen Webindustrie zukommen zu lassen, habe das Staatsamt 

für Finanzen Verhandlungen mit der Vöslauer Kammgarnfabrik eingeleitet, wonach diese Fabrik 

60% dieser Wollen übernehmen und in ihren inländischen Betrieben verarbeiten sollen. 

Hinsichtlich dieser Menge hätte diese Firma in dem mit England abzuschließenden Vertrag 

derart einzutreten, dass sie der österreichischen Regierung gegenüber alle Verbindlichkeiten, und 

zwar sowohl die Verkaufsbedingungen, als auch die Kreditbedingungen übernimmt, die diese 

den englischen Verkäufern gegenüber eingehen muss. 

Der aus dem Anbot der Vöslauer Kammgarnfabrik nach Übernahme der Wollen sich 

ergebende Kaufpreis wäre 5 Jahre nach Übernahme der letzten Partie gegen Verzinsung für die 

Zeit zwischen Übernahme und Zahlung mit 6% jährlich in englischen Pfunden zu bezahlen. 

Die Vöslauer Kammgarnfabrik verpflichte sich, ihren inländischen Betrieb entsprechend dem 

Fortschreiten des Fabrikationsprozesses auszugestalten und in vollem Gang zu erhalten. Die 
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Freizügigkeit hinsichtlich der erzeugten Garne werde der Vöslauer Kammgarnfabrik für alle 

Fälle gewährleistet. Doch verpflichte sie sich, von ihrer inländischen Erzeugung mindestens 25% 

dem inländischen Verbrauch derart zuzuführen, dass sie inländische Webereien und andere 

Fabrikationszweige versorgt oder durch einen eigenen von ihr zu organisierenden 

Veredlungsverkehr Textilfabrikate, insbesondere fertige Gewebe, ins Inland einbringt, sofern 

nicht mit Rücksicht auf außergewöhnliche Verhältnisse diese Verpflichtung vom Staatsamt für 

Handel nachgesehen wird. Dem Staatsamte für Finanzen solle die Kontrolle hinsichtlich des 

Betriebes zustehen. Zur Schlichtung gewisser aus dem Vertrage zwischen der Vöslauer 

Kammgarnfabrik und der österreichischen Regierung entstehender Streitfälle sei ein 

Schiedsgericht vorgesehen. Zur Sicherstellung für die zeitgerechte Erfüllung der 

Zahlungsverbindlichkeiten der Vöslauer Kammgarnfabrik werde die Transalpin, Industrie und 

Handels A.G., Zürich, dem österreichischen Staat ihren Besitz von 18.218 Stück Vöslauer 

Aktien verpfänden. Da es insgesamt nur 19.600 Aktien gebe, habe die österreichische Regierung 

durch diese Verpfändung die Vöslauer Kammgarnfabrik auf die Dauer des Vertrages in ihrer 

Hand. 

Das Staatsamt für Finanzen beabsichtige auf Antrag des Staatssekretärs für Handel außer den 

18.000 Ballen Wolle, die die Vöslauer Kammgarnfabrik kaufe, auch noch weitere 5 - 10% der 

angebotenen Menge für die Regierung anzunehmen, um kleinere Industrien und spezielle 

Zwecke der Staatsbedürfnisse, der Volksbekleidung u. s. w. zu befriedigen. 

Auch hinsichtlich dieser Wollen würde die Vöslauer Kammgarnfabrik die Übernahme, 

Manipulation, Aufbewahrung u. dgl. besorgen. 

Mit der Kontrolle über die Vöslauer Kammgarnfabrik, sowie mit der Bewirtschaftung der 

vom Staatsamt zu übernehmenden Wolle (5 bis 10 vom Hundert) solle gemäß den Beschlüssen 

der Reparationskommission die Treuga betraut werden. Redner erbitte die Ermächtigung zum 

Abschlusse von Abmachungen mit der Vöslauer Kammgarnfabrik im angedeuteten Sinne. 

Staatssekretär H e i n l ersucht, die Übernahmsmenge auf etwa 75 bis 80% zu erhöhen, damit 

auch kleinere Textilbetriebe beschäftigt werden können. In der jüngsten Zeit mache sich eine 

gewisse Abwanderung der Textilindustrie aus der Tschechoslowakei bemerkbar und es könnte 

vielleicht durch eine entsprechende Industrieförderung gelingen, einzelnen der abwandernden 

Betriebe den Anreiz zur Niederlassung in Österreich zu bieten. 

 

Der Kabinettsrat erteilt die von Staatssekretär Dr. R e i s c h erbetene Ermächtigung und ladet 

ihn ein, bei Festsetzung der Übernahmsmenge nach Tunlichkeit auf die Anregungen des 

Staatssekretärs H e i n l einzugehen. 
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7. 

Provisorische Regelung der Handelsbeziehungen zu Bulgarien. 

Der V o r s i t z e n d e verweist darauf, dass Österreich im Verhältnis zu Bulgarien jedweder 

vertragsmäßigen Regelung der beiderseitigen wirtschaftlichen Beziehungen entbehre. Während 

der letzten Kriegsjahre sei zwischen Österreich-Ungarn und Bulgarien durch einen jedes Jahr 

erneuerten Notenaustausch für den beiderseitigen Handelsverkehr der Grundsatz der 

Meistbegünstigung festgelegt worden, doch habe seit dem Jahre 1918, als der Verkehr mit 

Bulgarien lange Zeit hindurch vollständig unterbrochen war, ein solcher Notenwechsel nicht 

mehr stattgefunden. 

In Bulgarien stelle sich der tatsächliche Zustand gegenwärtig so dar, dass Bulgarien seit 

Ablauf des letzten Handelsvertrages, des deutsch-bulgarischen, am 15. April I919 seinen 

autonomen Tarif auf alle Waren, gleichgiltig welcher Herkunft, anwende. Der Friedensvertrag 

von Neuilly verhalte Bulgarien im Artikel 151 dazu, auf die Waren jener alliierten und 

assoziierten Mächte, die den Friedensvertrag ratifiziert haben, während eines Zeitraumes von 

einem Jahr, gerechnet von der Inkraftsetzung des Friedensvertrages, die günstigsten Einfuhrzölle 

anzuwenden, die auf die Einfuhr dieser Staaten nach Bulgarien am 28. Juli 1914 angewendet 

wurden. Nun haben England, Frankreich, Belgien und Siam den Friedensvertrag mit Bulgarien 

bereits ratifiziert. Infolgedessen stehe gegenüber diesen Staaten der seinerzeitige Konventional-

Zolltarif vom Jahre 1905 wieder in Anwendung. Für alle anderen Staaten, gelte der autonome 

Zolltarif mit einer 14fachen Erhöhung und der Bezahlung der Zollgebühren in Gold. Die 

bulgarische Regierung sehe die Unhaltbarkeit dieses Zustandes selbst ein und bestrebe sich, auch 

die früher mit Bulgarien verbündeten Staaten jener Regelung teilhaftig werden zu lassen, deren 

sich gegenwärtig die genannten vier Ententestaaten erfreuen. Die hiesige königlich bulgarische 

Gesandtschaft sei daher im Auftrage ihrer Regierung an das Staatsamt für Äußeres mit dem 

Antrage herangetreten, durch einer. Notenaustausch die Regelung der wirtschaftlichen 

Beziehungen in der Weise durchzuführen, dass auf die für den Zeitraum bis zum 9. August 1921, 

das ist jener Zeitpunkt, der nach dem Friedensvertrage im Verhältnis zwischen Bulgarien und 

den alliierten und assoziierten Staaten für die Anwendung der am 28.Juli 1914 in Kraft 

gewesenen bulgarischen Zollsätze gilt, der Grundsatz der Meistbegünstigung angewendet werde. 

Um die Schädigung, die sich aus der weiteren unterschiedlichen Behandlung unserer Waren 

auf dem bulgarischen Markte ergebe, zu vermeiden, erscheine es dringend geboten, auf den 

bulgarischen Antrag, der sonst von hier aus hätte gestellt werden müssen, schleunig einzugehen. 

Da es sich hiebei nur um einen Notenwechsel, nicht aber um einen formellen Staatsvertrag 
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handle, sei die Voraussetzung für die Durchführung auch ohne Anwendung des neuen 

handelspolitischen Ermächtigungsgesetzes gegeben. Gemäß der Vollzugsanweisung der 

Staatsämter für Handel und Gewerbe, Industrie und Bauten, für Land- und Forstwirtschaft und 

für Finanzen vom 5. August 1920, betreffend die Anwendung der Vertragszolle und der 

Zollbegünstigungen bei der Einfuhr zur See, St.G.Bl.Nr. 399, unterliegen übrigens schon jetzt 

bulgarische Waren den Vertragssätzen. 

Redner erbitte sich daher die Ermächtigung, im Wege eines Notenaustausches mit der 

bulgarischen Gesandtschaft in Wien Vereinbarungen zu treffen, durch welche die 

Handelsbeziehungen mit Bulgarien bis zum 9. August 1921 auf Grundlage der 

Meistbegünstigung geregelt werden. 

Staatssekretär H e i n l gibt nähere Aufschlüsse über den Umfang das Handele mit Bulgarien 

und tritt gleichfalls für die beantragte Neuregelung der Handelsbeziehungen ein. Redner glaubt 

jedoch, dass die betreffenden Abmachungen auf Grund des handelspolitischen 

Ermächtigungsgesetzes mittelst einer Vollzugsanweisung in Wirksamkeit gesetzt werden 

müssen. 

Staatssekretär Dr. R e i s c h und Gesandter I p p e n erwidern, dass es sich vorliegenden 

Falles nicht um einen Handelsvertrag, sondern nur um wechselseitige Regierungserklärungen 

handle, die einer besonderen Form nicht bedürfen. 

Der Kabinettsrat tritt sohin dem Antrage des Vorsitzenden bei. 

 

8. 

Vollzugsanweisung, betreffend Teuerungszulagen zu Unfallsrenten von 

Eisenbahnbediensteten und ihren Hinterbliebenen. 

Staatssekretär Dr. P e s t a erbittet und erhält vom Kabinettsrat die Ermächtigung, zur 

Durchführung des § 8 des Gesetzes vom 16. April 1920, St.G.Bl.Nr. 196, betreffend 

Teuerungszulagen zu Unfallsrenten für das Gebiet der berufsgenossenschaftlichen 

Unfallsversicherungsanstalt der österreichischen Eisenbahnen, die dem Kabinettsrate vorliegende 

Vollzugsanweisung erlassen zu dürfen. 

 

9. 

Titeländerung der Gefangenenwachinspektoren. 

Nach dem Antrage des Staatssekretärs Dr. R o l l e r stimmt der Kabinettsrat zu, dass der 

Amtstitel der Gefangenenwachinspektoren in den Strafanstalten in „Justizwachoberkommissär“ 

abgeändert werde. 
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10. 

Forderungen der Akademiker in öffentlichen Diensten. 

Staatssekretär Dr. R e i s c h teilt mit, dass die von der Gewerkschaftskommission der 

Akademiker in öffentlichen Diensten wegen Verbesserung der Vorrückungsverhältnisse der 

Beamten der Zeitvorrückungsgruppe A gestellten, über die im Kabinettsrat vom 13. August d. J. 

bewilligten Zugeständnisse hinausgehenden Forderungen auf Grund der vom Kabinettsrat in der 

Sitzung am 15. September d. J. erteilten Ermächtigung abgelehnt worden seien. Gleichzeitig sei 

aber der Gewerkschaftskommission für den Fall, als der Entwurf des neuen Besoldungsgesetzes 

bis 31. Dezember l. J. nicht Gesetzeskraft erlangt haben sollte, zugesichert worden, dass bei den 

nächsten Beförderungen Gelegenheit sein werde, den im September l. J. vorgebrachten 

Wünschen der Akademiker nach Tunlichkeit entgegenzukommen. 

Die Gewerkschaftskommission der Akademiker in öffentlichen Diensten habe jedoch laut 

einer am 24. d. M. im Staatsamte für Finanzen überreichten Eingabe in dem bezogenen 

Bescheide eine glatte Ablehnung ihrer Forderungen erblickt und erklärt, mit dem größten 

Nachdrucke auf der Erfüllung ihrer Wünsche vom 14. September 1920 bestehen zu müssen. 

Ohne ihrer Forderung, dass die verlangten Begünstigungen rückwirkend vom l. Juli l. J. 

zugestanden werden, irgendwie zu präjudizieren, wollen die Akademiker ihre weiteren 

Entschließungen zunächst von den Beschlüssen dos Kabinettsrates über die Richtlinien für die 

nächsten Jänner-Beförderungen abhängig machen. Sie verlangen schließlich, dass vor Erstattung 

von Anträgen im Kabinettsrate Verhandlungen über diese Richtlinien mit der 

Gewerkschaftskommission gepflogen werden. 

Da die konstituierende Nationalversammlung nicht mehr in die Lage gekommen sei, den 

Gesetzentwurf über die Besoldungsordnung zu verabschieden, wegen rechtzeitiger Vorlage der 

Beförderungsanträge an die Präsidentschaftskanzlei aber Weisungen über den Umfang der 

nächsten Beförderungen schon längst hinausgegeben werden mussten, sei es notwendig, 

entsprechend der den Akademikern erteilten Zusage, die im Kabinettsrate vom 9. September l. J. 

genehmigten Richtlinien für die Jänner-Beförderungen abzuändern. 

Was insbesondere die Beförderung von Beamten der Zeitvorrückungsgruppe A in die VI. und 

V. Rangsklasse betreffe, so sehen die „Richtlinien“ unter Anlehnung an die in der Sitzung des 

Kabinettsrates vom 13. August l. J. für die Verleihung von Personalzulagen im Unterschiede 

zwischen den bisherigen und den Anfangsbezügen der nächsthöheren Rangsklasse festgesetzten 

Wartefristen, für die Beförderungen in die V. Rangsklasse eine effektive Gesamtdienstzeit von 

28 und für die Beförderung in die VI. Rangsklasse eine solche von 21 ½ Jahren vor. Die 
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Rangsklassendienstzeit habe 2 beziehungsweise 1 ½, in besonders berücksichtigungswürdigen 

Fällen bei beiden Beamtengruppen mindestens 1 Jahr zu betragen. 

Bei Festsetzung der neuen Wartefristen wäre auf die große Erregung Bedacht zu nehmen, 

welche seit geraumer Zeit in den Kreisen der Akademiker herrsche. Wie auch den mündlichen 

Erklärungen der Vertreter der Gewerkschaftskommission zu entnehmen sei, seien die 

Akademiker entschlossen, sich eine weitere Zurücksetzung gegenüber den Gruppen der anderen 

Staatsangestellten nicht weiter gefallen zu lassen und ihre Forderungen mit den schärfsten 

Mitteln durchzusetzen. Dass es ihnen mit dieser Drohung ernst sei, habe der am 16. September l. 

J. von den niederösterreichischen Finanzkonzeptsbeamten veranstaltete eintägige 

Demonstrationsstreik bewiesen. 

Wenn Redner auch nicht in der Lage sei, sich für eine restlose Bewilligung der von den 

Akademikern aufgestellten Forderungen einzusetzen, so könne er sich doch der Einsicht nicht 

verschließen, dass die Beamten der übrigen Gruppen bisher verhältnismäßig mehr Vorteile 

erlangt haben, als jene der Gruppe A und dass letztere infolge ihrer durchschnittlich um 5 Jahre 

längeren Studienzeit bei den dermalen geltenden Wartefristen die höheren Rangsklassen erst in 

einem vorgerückteren Lebensalter erreichen können. 

Werde berücksichtigt,dass für die Erreichung der Bezüge der V. Rangsklasse eine effektive 

Gesamtdienstzeit von 25 und für die der VI. Rangsklasse eine solche von 18 ½ Jahren gefordert 

wird, in den Richtlinien für Jänner 1921 aber eine Wartefrist von 28, beziehungsweise 21 ½ 

Jahren festgesetzt erscheint, so dürfte – um das den Akademikern im September gegebene 

Versprechen der Regierung nunmehr einzulösen – es angemessen sein, ihnen zur Erreichung der 

Bezüge der V. Rangsklasse eine effektive Gesamtdienstzeit von 27 bis 26 ½ und für die der VI. 

Rangsklasse eine solche von 20 ½ bis 20 Jahren zuzugestehen. Bei den bisher üblichen 

Rangsklassendienstzeiten von 2 und 1 ½ Jahren, beziehungsweise bei Vorhandensein besonders 

berücksichtigungswürdiger Umstände von mindestens 1 Jahre, hätte es zu verbleiben. 

Jedoch wären die Beamten bei Zutreffen dieser Voraussetzungen nicht in die höhere 

Rangsklasse (V. oder VI.) zu befördern, sondern ihnen aus Erwägungen dienstlicher Natur in der 

Regel lediglich Personalzulagen im Ausmaße des Unterschiedes zwischen den gegenwärtigen 

und den Anfangsbezügen der nächsthöheren Rangsklasse zu bewilligen. Dies schließe natürlich 

nicht aus, dass dann, wenn ein Posten der VI. oder V. Rangsklasse wirklich frei ist, ein 

entsprechend geeigneter Anwärter hiefür an Stelle der Bewilligung einer Personalzulage in die 

nächsthöhere Rangsklasse befördert werden könne, oder dass bei Vorliegen der Voraussetzungen 

und im Rahmen der vom Kabinettsrat am 9. September 1920 genehmigten Richtlinien die 

entsprechenden Beförderungen beantragt werden. 
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Dieser Grundsatz werde auch auf die Beamten der Gruppen B und C hinsichtlich der VI. 

Rangsklasse anzuwenden sein. In der VIII. Rangsklasse wäre ebenfalls eine entsprechende 

Herabsetzung der zur Beförderung dermalen erforderlichen Wartefristen von 14 ½ auf 13 ½ 

Jahren zuzugestehen. 

Der sprechende Staatssekretär macht in diesem Zusammenhange darauf aufmerksam, dass die 

Beamten der Gruppe C von dem Schreiben der Regierung an die Gewerkschaftskommission der 

Akademiker Kenntnis erlangt und dem Staatsamte für Finanzen eine Eingabe überreicht haben, 

in welcher für den Fall, als den Wünschen der letztgenannten Beamten tatsächlich Rechnung 

getragen werden sollte, die Beibehaltung der bisherigen Spannung zwischen den Gruppen A und 

C und infolge dessen auch für die Beamten der Gruppe C eine entsprechende Verbesserung der 

gegenwärtigen Vorrückungsverhältnisse gefordert wird. 

Unter der Annahme, dass die Hochschulstudien um 4 Jahre länger dauern als die der Beamten 

mit Mittelschulbildung und unter Zubilligung eines weiteren Zeitraumes von 2 Jahren fordern sie 

z.B. dass sie die VI. und VII. Rangsklasse nach einer um 6 Jahre längeren Gesamtdienstzeit 

erreichen, als die Akademiker. Es liege auf der Hand, dass eine auch nur teilweise 

Berücksichtigung dieser Forderungen zur Folge hätte, dass auch die Angehörigen der übrigen 

Gruppen ähnliche Forderungen aufstellen würden. 

Ganz abgesehen von diesen Beispielsfolgerungen glaube Redner die Forderungen der 

Rechnungs- und anderen Beamten der Gruppe C schon im gegenwärtigen Zeitpunkte als nicht 

gerechtfertigt bezeichnen zu sollen, werde berücksichtigt, dass den Rechnungsbeamten in der 

Weise entgegengekommen wurde, dass für die Beförderung der Rechnungsbeamten in die VI. 

Rangsklasse bei den Juli-Beförderungen noch eine Gesamtdienstzeit von 30 Jahren verlangt 

wurde und für die Bewilligung von Personalzulagen auf Grund der Augustzugeständnisse jedoch 

nur mehr eine solche von 28 ½ Jahren gefordert wird, andererseits aber die Beamten der Gruppe 

A durch die vorerwähnten den Beamten der übrigen Gruppe, seit dem Umsturze gewährten 

Begünstigungen ziemlich stark in die Hinterhand gelangt sind, so erscheine es doch nur recht 

und billig, die frühere, zu Ungunsten der Akademiker stark verschobene Spannung zwischen 

ihnen und dem Beamten der übrigen Gruppen nunmehr wieder herzustellen und das 

Zugeständnis für die Akademiker nicht wieder den Anlass zu Begünstigungen für die übrigen 

Gruppen bilden zu lassen. 

Ein Nachgeben in dieser Beziehung müsste unbedingt dazuführen, dass allmählich auch die 

sonst von Beamten der untersten Rangsklassen organisationsgemäß zu vollziehenden Arbeiten 

nach und nach von den höchsten Beamten der Gruppe zu leisten wären, eine Erscheinung, die 

sich schon gegenwärtig im Dienstvollzuge sehr unangenehm fühlbar mache und nachgerade zu 
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ganz unhaltbaren Zuständen zu führen beginne. Es wären daher nur für die Akademiker die – 

ihnen von der Regierung übrigens grundsätzlich schon zugesagten – Verbesserungen der 

Vorrückungsverhältnisse in Aussicht zu nehmen. 

Vor endgiltiger Entscheidung über die vorstehend entwickeltem Vorschläge zu Gunsten der 

Akademiker bitte Redner um die Ermächtigung, den Ministerialrat im Staatsamte für Finanzen 

Dr. August W i l f l i n g mit der Führung von Verhandlungen mit der Gewerkschaftskommission 

der Akademiker in öffentlichen Diensten auf der angedeuteten Grundlage betrauen und – falls 

hiebei eine Einigung erzielt werden sollte – das Erforderliche unter Berufung auf den heutigen 

Beschluss des Kabinettsrates veranlassen zu dürfen. 

Staatssekretär Dr. P e s t a glaubt, dass wohl nichts anderes erübrigen dürfte, als den 

Vorschlägen des Staatssekretärs für Finanzen zuzustimmen, wenn auch nicht zu verkennen sei, 

dass das bisherige Rangsklassensystem nunmehr nachgerade durch eine automatische 

Vorrückung ohne Rücksicht auf die Leistungen ersetzt werde. Die Berücksichtigung der 

Leistung des Einzelnen sei bei der Besoldungsordnung der Staatseisenbahnbediensteten in 

angemessene Weise zur Geltung gebracht worden. Er richte daher an das Staatsamt für Finanzen 

das Ersuchen, der Einführung einer ähnlichen Besoldungsordnung für die Staatsangestellten 

näherzutreten, weil die Verschiedenheit der gegenwärtig bestehenden Systeme geeignet sei, eine 

Gruppe der Staatsangestellten gegen die andere aufzustacheln. 

Staatssekretär B r e i s k y macht Mitteilung von einer ihm zugekommenem Eingabe des 

Vereines der rechtskundigen Verwaltungsbeamten der Zentralämter, worin die Forderungen der 

Gewerkschaftskommission der Akademiker im öffentlichen Diensten unterstützt und daran eine 

Reihe von Detailwünschen hinsichtlich der Abkürzung der Wartefristen geknüpft werden, in 

dieser Eingabe werde weiters darauf verwiesen, dass die Beförderungsverhältnisse in den 

Zentralämtern unter sich nicht die gewünschte Einheitlichkeit erkennen lassen, die mit Rücksicht 

auf die Gleichartigkeit des Dienstes und die innere Geschlossenheit der Beamtenkörper aller 

Zentralämter geboten erscheine. Das gegenwärtige System, die Beförderungen nur an zwei 

Terminen im Jahre vorzunehmen, biete die Möglichkeit, diesem abträglichen Zustande dadurch 

entgegenzuwirken, dass die Beförderungsvorschläge in gemeinsamen Besprechungen der 

Personalreferenten der einzelnen Zentralämter ausgeglichen und nach einheitlichen 

Gesichtspunkten abgefasst werden. Redner halte diese Anregung für durchaus beachtenswert. 

Unterstaatssekretär M i k l a s tritt in nachdrücklicher Weise dafür ein, dass eine 

Differenzierung in den Beförderungsmöglichkeiten nach Maßgabe der Leistungen platzgreife. 

Die Beförderung ausschließlich an das Erfordernis der Zurücklegung der Wartefrist zu knüpfen, 

bedeute eine schwerwiegende Benachteiligung der tüchtigen Beamten, die unbedingt eine 
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präferente Behandlung verdienen. 

Staatssekretär Dr. R e i s c h pflichtet den Ausführungen des Vorredners vollinhaltlich bei. 

Staatssekretär B r e i s k y betont, dass er sich gleichfalls gegen eine gleichmäßige 

Behandlung aller Beamten in Ansehung der Beförderung aussprechen müsse. Wenn er die 

Anregung des Zentralämter-Vereines unterstützt habe, so sei dies nur in der Erwägung 

geschehen, dass nach seiner Anschauung eine Verschiedenartigkeit in der Beurteilung der 

Beförderungsanträge vermieden werden sollte Er schlage daher vor, dass diejenigen 

Beförderungsanträge ,welche von den Richtlinien abweichen, vor ihrer Behandlung im 

Kabinettsrate zum Gegenstand einer gemeinsamen Besprechung der Personalreferenten gemacht 

werden, damit auch die Sonderfälle tunlichst nach gewissen einheitlichen Gesichtspunkten 

beurteilt werden. 

Der Kabinettsrat genehmigt die Anträge des Staatssekretärs für Finanzen und erhebt weiters 

den Antrag des Staatssekretärs B r e i s k y zum Beschluss. Die Einberufung der Vorbesprechung 

der Personalreferenten wird dem Staatsamte für Finanzen obliegen. Die übrigen Forderungen des 

Vereines, der rechtskundigen Verwaltungsbeamten der Zentralämter werden dem Staatsamt für 

Finanzen zur Prüfung und Berichterstattung überwiesen. 

 

11. 

Vollzugsanweisung des Staatsamtes für Handel und Gewerbe, Industrie und Bauten, 

betreffend Durchführungsbestimmungen zum V. Teil und zu Art. 184 des Staatsvertrages von St. 

Germain. 

Staatssekretär H e i n l führt aus, dass nach dem V. Teile des Staatsvertrages von St. Germain 

Waffen, Munition und Kriegsgeräte, die bestimmt sind, dem Landkriege, Seekriege und 

Luftkriege zu dienen, sowie die zu ihrer Herstellung bestimmten Werkzeuge und Maschinen in 

gewissem Umfange den alliierten und assoziierten Hauptmächten auszuliefern seien; ferner habe 

Österreich nach Artikel 184 des Staatsvertrages die Rücklieferung der aus den besetzten 

Gebieten weggebrachten, beschlagnahmten und sequestrierten Gegenstände aller Art zu 

bewirken, die auf dem Gebiete Österreichs festgestellt werden. Diese Gegenstände seien 

auszuliefern oder zurückzustellen, ohne Rücksicht darauf, ob sie sich im staatlichen Besitze 

befinden oder nicht. Soweit es sich um Gegenstände handelte, die sich nicht im staatlichen 

Besitze befinden, sei es bisher nicht möglich gewesen, den Forderungen ans Auslieferung oder 

Rückstellung zu entsprechen, da es an der erforderlichen gesetzlichen Handhabe fehlte, um die 

Besitzer solcher Gegenstände zur Herausgabe und zur Auskunftserteilung zu verhalten. Redner 

unterbreite daher dem Kabinettsrate den Entwurf einer Vollzugsanweisung, wodurch im Sinne 
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des Artikels 187 des Staatsvertrages von St. Germain die notwendige gesetzliche Unterlage 

geschaffen werden solle, um den von Österreich mit den erwähnten Bestimmungen 

übernommenen völkerrechtlichen Verpflichtungen im Rahmen der von den interalliierten 

Kommissionen gestellten Forderungen gerecht werden zu können. 

Da es zur Erlassung eines Gesetzes im Hinblicke auf das begreifliche Drängen der 

interalliierten Kommissionen an der erforderlichen Zeit gebreche, beantrage er diese 

Verfügungen in Form einer Vollzugsanweisung auf Grund des Gesetzes vom 24. Juli 1917, 

R.G.Bl.Nr. 307, zu treffen. Im Falle eines weiteren Aufschubes lägen Komplikationen mit der 

Entente, insbesondere auch in wirtschaftlicher Beziehung im Bereiche der nahen Möglichkeit. 

Staatssekretär Dr. R o l l e r erhebt Bedenken gegen die Form einer Vollzugsanweisung. 

Derartige in das Privatrecht tief eingreifende Maßregeln könnten seiner Anschauung nach nur 

durch ein Gesetz getroffen werden. Insbesondere müsse er sich gegen die in der 

Vollzugsanweisung vorgesehene administrative Anforderung der in Betracht kommenden 

Sachgüter wenden. Ansprüche dieser Art müssten im Zivilrechtswege geltend gemacht werden. 

Im Übrigen sei ihm der Entwurf der Vollzugsanweisung erst heute zugekommen, so dass er nicht 

Gelegenheit gehabt hätte, endgiltig dazu Stellung zu nehmen. Redner bitte daher, die 

Angelegenheit bis zur nächsten Sitzung des Kabinettsrates zu vertagen. 

An der weiteren Debatte beteiligten sich außer dem Vorsitzenden noch die Staatssekretäre Dr. 

R e i s c h, H e i n l und B r e i s k y sowie Ministerialrat Dr. H i l l i n g e r, welche letzterer auf 

die besondere Dringlichkeit der Angelegenheit infolge der mit 1. Oktober d. J. terminierten 

Forderung der interalliierten Kommissionen hinweist. 

 

Der Kabinettsrat beschließt, die Vollzugsanweisung unter der Voraussetzung zu genehmigen, 

dass bis zu der am 29. d. M. stattfindenden Sitzung des Hauptausschusses, welchem die 

Vollzugsanweisung zur Zustimmung vorzulegen sein wird, eine Einigung zwischen den 

Staatsämtern für Justiz und für Handel und Gewerbe, Industrie und Bauten zustandekommt. 

 

12. 

Erhöhung des Krankengeldes für die in Spitälern, Invalidenschulen und Invalidenheimen 

untergebrachten Kriegsbeschädigten. 

Unterstaatssekretär Dr. R e s c h erinnert daran, dass den spitalsbedürftigen 

Kriegsbeschädigten auf Grund des Beschlusses des Kabinettsrates vom 4. Februar d. J., unter 

zunehmenden Verschlechterung der wirtschaftlichen Verhältnisse zu dem ihnen gemäß § 17, 

Absatz 2, I. E. G. gebührenden Krankengelde von täglich 2 K eine Teuerungszulage, und zwar in 
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Wien von täglich 3 K und außerhalb Wiens von täglich 2 K gewährt worden sei. In demselben 

Ausmaße sei den Kriegsbeschädigten, die während der beruflichen Ausbildung aus Staatsmitteln 

freie Unterkunft und Verpflegung genießen, sowie jenen Kriegsbeschädigten, die in 

Invalidenheimen deshalb untergebracht und verpflegt werden, weil sie ständiger Wartung und 

Pflege bedürfen, eine Teuerungszulage zu dem ihnen gesetzlich gebührenden Taggelde von 2 K 

bewilligt worden. Diese Teuerungszulagen seien anfangs bloß für die Zeit vom 15. Februar bis 

15. Mai l. J. vorgesehen gewesen. Mit Kabinettsratsbeschluss vom 14. Mai 1. J. sei der 

Staatssekretär für soziale Verwaltung ermächtigt worden, im Einvernehmen mit dem 

Staatssekretär für Finanzen die erwähnten Teuerungszulagen einheitlich oder für bestimmte 

Gebiete insolange weiter zu gewähren, als gemäß § 2 des Gesetzes vom 16. April 1920, St.G.Bl. 

Nr. 197 nach Maßgabe der durch die wirtschaftlichen Verhältnisse bedingten Notwendigkeit zu 

den nach dem Invalidenentschädigungsgesetze gebührenden Renten Teuerungszulagen bewilligt 

werden. 

Die Preise für die Befriedigung jener kleinen Lebensbedürfnisse, für welche das (reduzierte) 

Krankengeld beziehungsweise das Taggeld vorgesehen sei, seien in den letzten Monaten derartig 

in die Höhe geschnellt, dass die von vielen Seiten geführte Klage über die Unmöglichkeit mit 

den oben bezeichneten Beträgen das Auskommen zu finden, nur zu begreiflich erscheint. 

Redner stelle daher den Antrag, der Kabinettsrat wolle beschließen: 

1.) Die mit Kabinettsratsbeschluss vom 4. Februar 1920 bewilligten Teuerungszulagen zum 

Krankengelde, beziehungsweise Taggelde der Kriegsbeschädigten sind ab 15. September l. J. 

durchwegs um 2 K zu erhöhen, so dass dieses Krankengeld, beziehungsweise Taggeld in Wien 7 

K und außerhalb Wiens 6 K pro Tag beträgt. 

2.) Der Staatssekretär für soziale Verwaltung wird ermächtigt, diese Teuerungszulagen im 

Einvernehmen mit dem Staatssekretär für Finanzen entweder einheitlich oder für bestimmte 

Gebiete insolange weiterzugewähren, als gemäß § 2 des Gesetzes vom 16. April 1920, 

St.G.Bl.Nr. 197 nach Maßgabe der durch die wirtschaftlichen Verhältnisse bedingten 

Notwendigkeit zu den nach dem Invalidenentschädigungsgesetze gebührenden Renten 

Teuerungszulagen gewährt werden. 

3.) Unterstützungen; welche in gleichem Ausmaße wie das Krankengeld an obdachlose 

Kriegsbeschädigte gewährt werden, die weder Invalidenrenten oder Vorschüsse auf solche, noch 

Arbeitslosenunterstützungen beziehen und in Unterkunftsstätten untergebracht sind, sind 

vorläufig aus dem staatlichen Kredite für Kriegsbeschädigtenfürsorge flüssig zu machen. Die ab 

15. September l. J. hie für verausgabten Beträge sind seinerzeit, aus dem nach § 10 des 

Invalidenbeschäftigungsgesetzes zu bildenden Fonds zu refundieren. 
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Der Kabinettsrat erhebt diese Anträge zum Beschluss. 

 

13. 

Gehaltsforderungen der Staatsangestellten. 

Über Anforderung des V o r s i t z e n d e n berichtet Ministerialrat Dr. W i l f l i n g, dass mit 

Beschluss des Gemeinderates vom 22. Oktober 1920 die Bezüge der Angestellten der Gemeinde 

Wien, insoweit sie nicht im Kollektivvertrage stehen, vom 1. Oktober 1920 an, wie folgt erhöht 

wurden: 

Der Gehalt um 100%, der Ortszuschlag um 50%, (das ist auf 75% des um 100% erhöhten 

Gehaltes), die Teuerungszulage um 120% (das ist von 8.400 K auf 18.480 K) die 

Teuerungszulage für die Gattin um 150% (das ist von 1.200 K auf 3.000 K) und die 

Kinderzulage um 250% (das ist von 1.200 K auf 4.200 K), all dies gegen Aufhebung der 

gleitenden Zulage. 

Die erhöhten Bezüge, die für den Einzelnen ungefähr 70 % mehr als bisher, das heißt ohne die 

mit dem Gesetze vom 1. Oktober 1920, St.G.Bl. Nr. 463, den Staatsangestellten bewilligte 

Erhöhung der gleitenden Zulage und ohne die Vorauszahlung auf die Besoldungsreform 

ausmachen sollen, erfordern angeblich einen Gesamtmehraufwand von 540.7 Millionen Kronen, 

wovon die Gemeinde über den vom Staate zu 70% und von der Gemeinde zu 30% getragenen 

Teilbetrag von 300.7 Millionen den Betrag von 240 Millionen Kronen aus Eigenem 

aufzubringen hat. 

Diese Bezugsregelung habe den Zentralverband der österreichischen Staatsbeamtenvereine 

veranlasst, in einem Schreiben vom 28. Oktober 1920 an das Staatsamt für Finanzen gemeinsam 

mit dem Verbande der akademisch vorgebildeten Beamten folgende Forderungen aufzustellen: 

1.) Eine 150% Erhöhung des Gehaltes, die um sie auch für die untersten Kategorien wirksam 

zu gestalten bei Gehaltsansätzen unter 4.800 K bis zu 200% zu steigern ist. 

2.) Eine Erhöhung der derzeitigen Teuerungszulagen um den Betrag von 4.000 K ohne 

Unterscheidung nach Bezugsklassen. 

3.) Die Ausdehnung der Teuerungs-(Frauen-)Zulage und der gleitenden Zulage auch auf die 

einem Staatsangestellten die Hauswirtschaft führende Person; ferner die Gewährung der 

Teuerungs- und gleitenden Zulage auch für diejenigen Geschwister oder anderweitigen 

Verwandten eines Staatsangestellten, die unversorgt oder erwerbsunfähig mit ihm im 

gemeinsamen Haushalte leben und von ihm erwiesenermaßen erhalten werden, ohne 

Unterschied, ob der betreffende Staatsangestellte ledig oder verheiratet ist. 
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4.) Die Anwendung der unter 3.) angeführten Forderungen auch auf die Pensionisten. 

5.) Die Forderung nach gleichseitiger Regelung der Pensionistenfrage unter Berücksichtigung 

der im vorstehenden für die aktiven Staatsangestellten aufgestellten neuen Gehaltserhöhungen. 

Abweichend davon habe der Vorsitzende der paritätischen Lohnkommission die Mitteilung 

gemacht, dass in dieser Kommission Verhandlungen in dem Sinne gepflogen werden, sich der 

Bezugsregelung der städtischen Angestellten nicht anzuschließen, sondern eine entsprechende 

Erhöhung der Teuerungszulage und zwar zunächst um 700 K für jeden der Monate Oktober, 

November und Dezember 1920 zu verlangen, welche Erhöhung für diese drei Monate jetzt auf 

einmal ausgezahlt werden soll. 

Zu diesen Forderungen müsse von Seite der Finanzverwaltung folgendes bemerkt werden: 

Der Mehraufwand aus der Erfüllung der Forderungen des Zentralverbandes würde 

hinsichtlich der aktiven Angestellten allein nach Abzug der Kosten für die bei Inkrafttreten 

dieser Bezugsregelung einzuziehenden Vorauszahlungen auf die Besoldungsreform jährlich 

ungefähr 1.573 Millionen Kronen betragen. Dieser Aufwand wäre um 333 Millionen Kronen 

höher als die Kosten der Angleichung der Bezüge der Staatsangestellten an die Bezugsregelung 

der städtischen Angestellten, die 1.240 Millionen Kronen betragen werden. 

Die Forderung nach einer vorläufigen Erhöhung der Teuerungszulage um 700 K monatlich 

und sofortige Auszahlung des hienach für die Monate Oktober bis einschließlich Dezember 1920 

entfallenden Betrages von 8100 K auf einmal werde für diese drei Monate einen Aufwand von 

553 Millionen Kronen und auf ein ganzes Jahr umgerechnet einen Betrag von 2212 Millionen 

Kronen erfordern, käme sonach, da diese Maßnahme nur als vorläufige gedacht wäre und von 

der endgiltigen Regelung verlangt würde, dass sie in ihrer materiellen Auswirkung jedenfalls 

über das Provisorium hinausginge, mindestens um 972 Millionen Kronen teurer als eine 

Regelung nach dem Muster der Gemeinde Wien und um 639 Millionen Kronen teurer als die 

Bezugserhöhung nach der Forderung des Zentralverbandes. 

Im Hinblicke auf die ungeheure Mehrbelastung des Staatsschatzes und die trostlose 

Finanzlage des Staates vermöge das Staatsamt für Finanzen nicht für eine Bezugserhöhung 

einzutreten. Immerhin lege die Finanzverwaltung Wert darauf, für den Fall, als dennoch eine 

neuerliche Erhöhung der Bezüge der Staatsangestellten als unvermeidbar erachtet werden sollte, 

die vorliegenden Forderungen in ihr an Auswirkungen sachlich zu beleuchten. 

Der Bezugsregelung der städtischen Angestellten liege neben einer allgemeinen Erhöhung der 

Bezüge das Bestreben zu Grunde, das in letzterer Zeit vernachlässigte Prinzip der Entlohnung 

nach der Leistung des Angestellten wenigstens zum Teil auf Kosten des Alimentationsprinzipes 

etwas mehr zur Geltung zu bringen. Dieses Bestreben finde seinen Ausdruck hauptsächlich in 
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dar Abschaffung der gleitenden Zulage und müsse vom Standpunkt jeder Verwaltung unbedingt 

begrüßt werden. Wenn auch die gänzliche Aufhebung des Alimentationsprinzips im 

gegenwärtigen Zeitpunkte nicht in Frage kommen könne, so sei es doch selbst unter den heutigen 

Verhältnissen zu weitgehend, dass z. B. ein Aushilfsdiener mit 6 Kindern bei seinem Eintritt in 

den Staatsdienst, um mehr als 14.000 K mehr als ein lediger Bezirkshauptmann auch mehr als 

ein lediger Oberlandesgerichtsrat und nur um 8000 K weniger als ein lediger Hofrat beziehe. 

Noch deutlicher zeige sich das Ausmaß der Betonung des Alimentationsprinzipes dadurch, dass 

die Bezüge eines Aushilfsdieners mit dem erwähnten Familienstande sich seit dem Jahre 1915 

um das 46fache, die eines ledigen Hofrates dagegen nur um das 4 ½ fache der Friedensbezüge 

erhöht haben. 

Die Forderungen des Zentralverbandes beinhalten das Bestreben einer höheren Bewertung der 

Leistungen in weit geringerem Maße als die Bezugsregelung der Angestellten der Gemeinde 

Wien, weil nach ihnen die gleitende Zulage, die das reine Alimentationsprinzip am meisten zum 

Ausdruck bringen, aufrecht erhalten werden solle. 

Vom Standpunkte der Staatsfinanzen sollte jedoch im Falle irgend einer Bezugserhöhung 

nicht nur aus dem vorangeführten Grunde, sondern auch daran unbedingt an der Abschaffung der 

gleitenden Zulage festgehalten werden, weil diese Zulage erfahrungsgemäß ständig zu 

Forderungen auf Erhöhung ihres Ausmaßes anreize und so die Bezüge der höheren und unteren 

Angestellten immer mehr angeglichen werden. 

Eine Bezugsregelung nach der Methode der Gemeindeverwaltung würde, da sie mit einer in 

den einzelnen Bezugsklassen verschiedenen Erhöhung des Ortszuschlages und der 

Teuerungszulage verbunden sei, trotz der Abschaffung der auch nach Bezugsklassen abgestuften 

gleitenden Zulage allerdings größere Bezugsunterschiede zwischen den einzelnen 

Bezugsklassen, aber eine Vereinheitlichung in der Richtung nach sich ziehen, dass die 

Unterschiede, nicht wie bisher nach dem Gehalte und dem Familienstande, sondern lediglich 

nach dem Gehalte abgestuft sind. Der Unterschied betrage bei jedem Familienstand, z.B. in der 

XI. Rangsklasse gleichmäßig 11.000 K, dem gegenüber dem derzeitigen Unterschied beim 

ledigen um 5.000 K mehr, beim Verheirateten mit einem Kinde nur um 2720 K mehr, dagegen 

beim Verheirateten mit 6 Kindern um 520 K weniger. 

Obwohl das Staatsamt für Finanzen, wie schon erwähnt, aus finanziellen Erwägungen für eine 

Erhöhung der Bezüge der Staatsangestellten nicht einzutreten vermöge, glaube es durch seine 

Ausführungen doch festgestellt zu haben, dass falls eine Neuregelung der Bezüge der 

Staatsangestellten unvermeidlich werden sollte, die von der Gemeinde Wien vorgenommene 

Regelung, natürlich ganz abgesehen von den Umfange der Erhöhung, den vorliegenden 
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Forderungen vorzuziehen wäre. Eine Regelung oder irgendeine Bezugserhöhung ohne 

gleichzeitige Durchführung der Besoldungsreform müsste jedoch unbedingt ausgeschlossen 

werden; denn es gehe nicht an, dem Staatsschatze eine neuerliche auf jeden Fall sehr drückende 

Mehrbelastung aufzuerlegen, ohne gleichzeitig die immer wiederkehrenden Sonderforderungen 

fast aller Angestelltenkategorien auszuschließen und mit den derzeitigen System der 

Beförderungen der Beamten bis in die höchsten Rangsklassen lediglich nach Zeitablauf und nach 

gekürzten Fristen, jedoch ohne Rücksicht auf die tatsächliche Dienstesverwendung zu brechen. 

Der V o r s i t z e n d e vertritt die Auffassung, das gegenwärtige Kabinett könne über die 

vorliegenden Forderungen keine Entscheidung treffen, sondern müsse sich darauf beschränken, 

in der Angelegenheit an den Hauptausschuss Bericht zu erstatten. Redner erbitte eine Äußerung 

darüber, mit welchen Vorschlugen dieser Bericht verbunden werden solle. 

Seiner Meinung nach müsse wohl von der Tatsache ausgegangen werden, dass die 

gegenwärtige Besoldung der Staatsangestellten von der Teuerung neuerdings überholt worden 

sei und speziell die Staatsangestellten in Wien in ihren Bezügen auf die Dauer nicht niedriger 

gehalten werden können, als die Gemeindeangestellten. Wesentlich erscheine ferner die 

Herstellung eines Junktims zwischen der Bezugsaufbesserung und der Besoldungsreform, damit 

den zügellosen Lohnkämpfen ein Ende bereitet und das Leistungsprinzip nach dem von der 

Gemeinde Wien gegebenen Muster wieder stärker zum Ausdrucke gebracht werde. 

Staatssekretär Dr. P e s t a betont, dass die Durchführung der Besoldungsreform keineswegs 

schon die Lösung des Problemes beinhalte, den Staatsbediensteten die zur Deckung der 

Lebenserfordernisse nötigen Bezüge zu sichern. Die Besoldungsreform solle ihrem Wesen nach 

eine dauernde Regelung vorstellen, könne aber dieser Anforderung insolange nicht gerecht 

werden, als sie, wie es die gegenwärtigen Verhältnisse mit sich bringen, neben den 

Beaoldungsansätzen auch ein System von Teuerungsmaßnahmen umfassen müsse, welche in 

ihren Beträgen die Entlohnung für die tatsächlichen Leistungen übersteigen. Es zeige sich denn 

auch schon jetzt, dass jene Angestelltenkategorien, für welche eine Besoldungsreform bereits in 

Geltung gesetzt wurde, mit ihren Gesamtbezügen doch nicht mehr das Auslagen zu finden 

vermögen und gleichfalls neue Teuerungszulage. verlangen. Der Erfolg einer Besoldungsreform 

würde für den Moment also über die Beseitigung des überholten Rangsklassensystems nicht 

hinausreichen. 

Für den Staat bedeute die von der Gemeinde Wien unter Zuhilfenahme staatlicher Mittel 

durchgeführte Bezugsregelung ein schwerwiegendes Präjudiz, dass es ihm unmöglich machen 

dürfte, sich den materiellen Wünschen seiner Bediensteten für längere Zeit zu verschließen. 

Nach den gemachten Erfahrungen würde Redner es aber zweckmäßig erachten, die als 
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notwendig erkannten Zugeständnisse von der Frage der Besoldungsreform zu trennen. 

Naturgemäß müssten alle Begünstigungen, welche die Staatsangestellten erhalten, insbesondere 

auch eine etwaige prozentuelle Erhöhung der Gehaltsansätze in dem gleichen Umfange den 

Eisenbahnbediensteten zu Teil werden. 

Staatssekretär Dr. R e i s c h erklärt, dass die Lage der Staatsfinanzen jede weitere 

Bezugsaufbesserung der Staatsangestellten ausschließe. Insbesondere gehe es nicht an, jetzt eine 

Bezugsregelung mit einem Erfordernis von 2 ½ Milliarden Kronen vorzunehmen und dabei noch 

immer die Möglichkeit offen zu lassen, dass es binnen Kurzem zu einer Besoldungsordnung 

komme, von der die Staatsangestellten dann eine neuerliche Verbesserung ihrer materiellen Lage 

erwarten. Die Regierung habe wiederholt die Bereitwilligkeit erklärt, an die Besoldungsreform 

zu schreiten und müsse demnach alle Zugeständnisse der künftigen Besoldungsordnung 

vorbehalten. 

Die in der Öffentlichkeit verbreitete Auffassung, dass die Mehrkosten der letzten 

Bezugsregelung der städtischen Angestellten aus den Zuschüssen des Staates bestritten werden, 

treffe nicht zu. Der Staat leiste vielmehr seinen Beitrag nur im Ausmaße von 70% jenes 

Aufwandes, der bei Anwendung der für die Staatsangestellten geltenden Grundsätze erforderlich 

wäre für den Rest habe die Gemeinde Wien allein aufzukommen. Infolgedessen schaffe das 

Vorgehen der Gemeinde Wien für den Staat keinerlei Präjudiz und könne auch von den 

Staatsangestellten nicht als Argument für ihre Forderung nach Gehaltserhöhung genommen 

werden. 

Die Stellungnahme des Kabinettes hätte sich daher auf die Erklärung zu beschränken, dass auf 

die vorliegenden Forderungen nicht eingegangen werden könne, die Staatsangestellten vielmehr 

den Zusammentritt des neuen Nationalrates abwarten mögen. 

Das selbständige Vorgehen der Gemeinde Wien bei Neuordnung des Besoldungswesens 

schließe es aus, in die Besoldungsverhältnisse der Angestellten von Staat, Land und Gemeinde 

künftig noch die mit der Einsetzung der paritätischen Lohnkommission angestrebte 

Gleichmäßigkeit zu bringen. Da hiemit der weiteren Tätigkeit der paritätischen Lohnkommission 

der Boden entzogen sei, wäre sie nach Auffassung des Redners von nun an von der Mitwirkung 

in Gehaltsfragen auszuschalten. 

Die Staatssekretäre Dr. R o l l e r und B r e i s k y weisen darauf hin, dass der Gemeinde Wien 

nach der Bundesverfassung die Stellung eines Landes zukomme und ihre Beamten staatliche 

Hoheitsrechte ausüben werden. Diese dienstliche Gleichstellung der beiden Beamtengruppen 

bedinge auch deren Gleichstellung in den Bezügen, und es werde darum kaum zu umgehen sein, 

die Grundsätze der Bezugsregelung bei der Gemeinde Wien auch für die Staatsangestellten zur 
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Anwendung zu bringen. 

In der weiteren Debatte, an welcher sich sämtliche Kabinettsmitglieder beteiligten, kommt die 

übereinstimmende Auffassung zum Ausdrucke, dass die gegenwärtige Regierung im Hinblicke 

auf ihren unmittelbar bevorstehenden Rücktritt nicht mehr in der Lage sei, über Maßnahmen zu 

beschließen, welche einen derartigen finanziellen Mehraufwand erfordern. Der Kabinettsrat sieht 

demnach von einer Entscheidung über die vorgebrachten Wünsche der Staatsangestellten ab und 

behält die weiteren Verfügungen darüber dem Hauptausschusse vor. Dem Hauptausschusse ist 

dabei zur Kenntnis zu bringen, dass der Kabinettsrat in der von der Gemeinde Wien 

vorgenommenen Bezugsregelung der städtischen Angestellten eine Zwangslage für den Staat 

erblicke, auch seinerseits eine Besserstellung der Angestellten eintreten zu lassen. Dabei wäre 

eine Anpassung an das von der Gemeinde Wien gewählte Besoldungssystem in Aussicht zu 

nehmen, jedoch darauf Gewicht zu legen, dass die Regulierung der Bezüge in Verbindung mit 

der Schaffung einer endgiltigen Besoldungsreform erfolge. Dem Hauptausschusse ist 

gleichzeitig zu berichten, dass der Staatssekretär für Finanzen nicht in der Lage sei, die Mittel für 

neuerliche Zuwendungen an die Staatsbediensteten bereitzustellen, der Hauptausschuss mithin 

gegebenen Falles in erster Linie über die Bedeckungsfrage schlüssig werden müsste. 
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[KRP 231, 26. Oktober 1920, Stenogramm Groß] 
 
26. Oktober 1920. 
 
1. 
Mayr: [Ich] teile mit, daß ich folgendes Schreiben von Ellenbogen erhalten [habe] über die 

Niederlegung [seiner Funktion] als Präsident der Staatskommission [für Sozialisierung]. 
//[Am Rand]: Ich habe an den Präsidenten der Nationalversammlung folgendes 

Schreiben gerichtet: "Ich lege hiermit meine Stelle als Präsident der Staatskommission 
für Sozialisierung, in die ich durch die Nationalversammlung gewählt wurde, nieder." Ich 
ersuche höflichst, von diesem Schreiben Kenntnis nehmen zu lassen.// 

[Beschluß]: Der Kabinettsrat nimmt [die Mitteilung zur] Kenntnis. Anstelle des Präsidenten tritt 
Vizepräsident Heinl. 

 
 
2. 
Mayr: Schreiben der Österreich-Sektion der Reparations-Kommission [betreffend eine] formelle 

Versicherung, daß wir die Ablieferung der heimischen Bodenfrüchte garantieren werden. 
[Verlangt werden weiters] Zusagen der gesetzlichen Maßnahmen, um die Höchstpreise - 
und [eine] Vergrößerung der nächstjährigen Produktion. 

Ich muß das Schreiben dem Kabinettsrat mitteilen und bitten, darüber zu verhandeln. 
Wir dürfen nicht zögern, die verlangten Zusicherungen zu geben. 

Grünberger: [Ich] beantrage, daß die Note dem Staatsamt für Volksernährung, welches den 
Ausgang der Aktion gegeben hat, zur einvernehmlichen Beantwortung mit [dem 
Staatsamt für Land-] und [Forst]wirtschaft übermittelt wird. Der Entwurf der Antwort 
wäre von beiden Staatssekretären dem Vorsitzenden vorzulegen. [Beizuziehen wäre] auch 
das Staatsamt für Finanzen. 

Reisch: Diese Note bezieht sich ausschließlich auf die Bewilligung von Kreditzuschüssen. Die 
werden wir nicht bald und rechtzeitig bekommen. Die Antwort ist nicht so sehr dringlich. 

Wir müssen die Note wohl überlegen, denn es greift tief in die innere Politik ein, wenn 
wir uns verpflichten sollen, die Mindestweltmarktpreise für das Inland zu zahlen. Wir 
müßten dann für das Getreide statt 1.000 4.000 Kronen bezahlen. Es kann daher dieses 
Obligo nicht eingegangen werden. Die [...] der Regierung würde von der Reparations-
Kommission nicht allzu hoch eingeschätzt werden. 

//[Am Rand]: Läuft auf die Umwandlung der bisherigen Maximalpreise in 
Minimalpreise hinaus; das Verlangen nach Bezahlung der Weltmarktpreise für 
Inlandsgetreide greift tief in das innerpolitische Leben ein; darauf kann die Regierung 
nicht eingehen.// 

Wir sind gar nicht zu - [so] unbescheiden, Kreditzuschüsse für Getreide zu verlangen, 
weil wir wissen, daß solche Zuschüsse nicht rasch gehen. Wir haben die Kredite gestern 
verlangt und begehrt, man möge die Kunstgegenstände und ausländischen Wertpapiere 
freigeben, damit wir dafür einen Lombard-Vorschuß nehmen können. Diese Freigabe von 
Pfandobjekten werden wir leichter und früher bekommen, weil das die einzelnen 
Regierung weniger berührt als wenn sie Kredite dazu hergeben müssen. 

Schwieriger wird es sein, einen Geldgeber zu finden. Es ist [aber] nicht aussichtslos, 
Geld auf die Pfandobjekte zu bekommen. Wir müssen die Kaufverhandlungen aufnehmen, 
Vorschüsse leisten und bis zur Ablieferung das Geld beschafft haben. 

M[ayr]: -. 
[Reisch]: Derzeit ist die Bewirtschaftung des Mehls außerordentlich lax. In den Gasthäusern 

Wiens werden weiße Semmeln verabreicht, das wirkt aufreizend. Diese Wirtschaft muß 
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aufhören, daß der Reiche sich das Weißbrot im Gasthaus kaufen kann. 
Grünberger: Die Auffassung Reischs ist umso richtiger, als die Note spricht von 

Nachtragskrediten. Die eigentlichen Kredite haben wir noch gar nicht, man kann daher 
nicht vom Nachtrag sprechen. Ferner steht darin, daß die neue Regierung die Bürgschaft 
geben möge. Die gegenwärtige Regierung kann nur eine Zwischenantwort geben. Daher 
möchte ich vorschlagen, daß eine Zwischenantwort gegeben wird. 

Goode steht der Beistellung des englischen Frachtraumes wieder günstiger 
gegenüber. 

Mayr: Wenn die Herren versichern, daß die endgültige Antwort der späteren Regierung 
vorbehalten werden kann, so bin ich einverstanden. 

Man wird auch die Öffentlichkeit unterrichten müssen, damit die Ablieferungen, 
besonders in Niederösterreich, in Fluß kommen. 

//[Am Rand]: Einwirkung auf die Landwirte, die Ablieferungen zu verbessern.// 
Grünberger: Nach den Rücksprachen der letzten Tage würde ich im Augenblick es nicht 

opportun halten, weil das sofort außerordentliche Angriffe auslöst. Es soll erst publiziert 
werden, wenn die Konferenzen mit den agrarischen Parteien vorangegangen sind. 

Heinl: Von meinem Standpunkt möchte ich die Gastwirte und Kaffeesieder zu mir bitten und auf 
die Übelstände aufmerksam machen. Sie mögen auf ihre Mitglieder einwirken, solche 
Bäckereien zu unterlassen, damit von einem Verbotsrecht kein Gebrauch zu machen - 
[gemacht] werden braucht. 

Mayr: Man muß der Reparations-Kommission beweisen, daß wir ernst machen wollen. 
Haueis: Morgen werden die agrarischen Abgeordneten beisammen sein und wir werden ihnen 

ins Gewissen reden, daß in Niederösterreich rasch abgeliefert wird. Eine Besprechung 
mit den Führern der Agrarier unter Zuziehung Grünbergers soll Mittel und Wege suchen, 
zu erreichen was möglich ist. 

//[Am Rand]: Bei der Besprechung der agr[arischen] Abgeordneten soll Einfluß 
genommen werden, daß die Landwirte der Ablieferungspflicht besser nachkommen.// 

Die Garantie, daß alles abgeliefert wird, kann niemand übernehmen. Nach der 
Festsetzung des Kontingents wurde ein Teil der Kontingente - Ernte vernichtet, so [durch 
das Hochwasser in] der Oststeiermark [und in] Salzburg und [durch] Frost in Tirol. Das 
müßte der Reparations-Kommission gegenüber erwähnt werden, damit nicht 
herauskommt, man kann und will nicht. 

//[Am Rand]: Vollständiges Kontingent kann wegen der Elementarschäden nicht 
gewährleistet werden.// 

Mayr: Ich möchte den Agrariern den Ernst der Lage entsprechend vorführen lassen. 
Grünberger: [Ich] beantrage, daß die Note dem Landwirtschaftsamt zu diesen Besprechungen 

im Wortlaut mitgeteilt wird. 
Mayr: Die Herren sind einverstanden mit [einer] Zwischenbeantwortung im Sinne Grünbergers? 
 
 
3. 
Mayr: Es wurde mir von Schüller gemeldet, laut telefonischem Bericht [des Gesandten] in Prag 

gibt das čech.[oslovakische] Finanzministerium in der Zuckerfrage nicht nach. 
Grünberger: Für morgen wird eine neue Auskunft Mareks erwartet. 
Mayr: [Eine] weitere Verhandlung ist nicht notwendig. 
 
 
4. 
Froehlich: Schreiben Renners. 

Vom Standpunkt der Staatskanzlei berichte ich: Nachdem die Bestimmung der 
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Bundesverfassung über den Abschluß von Staatsverträgen schon in Kraft gesetzt wurde 
und danach Verträge politischen und gesetzesändernden Inhalts der Zustimmung des 
Nationalrates bedürfen, der Staatsvertrag von Brünn aber noch nicht perfekt ist nachdem 
er nicht ratifiziert wurde, hält die Staatskanzlei es staatsrechtlich nicht [für] möglich, ihn 
ohne Vorlage an den Nationalrat zu erledigen. 

[Ich] bitte um die Ermächtigung für die erste Sitzung des Nationalrates, nach Artikel 
50 die Vorlage des Staatsvertrages durchzuführen. 

Ruber: Wir haben kein besonderes Interesse daran, an der allzu raschen Verabschiedung. In den 
Optionsbestimmungen enthält er widersprechende Bestimmungen mit den [derzeitigen] 
Optionsvorschriften und sich in den technischen Arbeiten Schwierigkeiten ergeben 
würden. 

Froehlich: Im Hinweis auf die Verhandlungen in Karlsbad möchte ich bitten, daß er wenigstens 
sofort eingebracht wird, damit nach der čech.[oslovakischen] Ratifikation die 
Vorbereitungsschritte bereits geschehen sind. 

Oppenheimer: [Ich] schließe mich Froehlich vom [Standpunkt des Staatsamtes für] Äußeres an, 
da [eine] weitere Verschiebung einen ungünstigen Eindruck hervorrufen würde. Die 
Einbringung würde den guten Willen beweisen. 

Miklas: Ich muß meine Verwunderung aussprechen, daß das [Staatsamt für] Inneres bremst. Wir 
waren der Meinung, daß besonders die staatsbürgerlichen Bestimmungen dazu drängen, 
eine klare Lage zu schaffen. Nun höre ich, daß das [Staatsamt für] Inneres kein 
besonderes Interesse an dem raschen Zustandekommen des Vertrages hat. 

Vom Standpunkt des Unterrichtsamtes sehnen wir uns wegen der Bestimmungen über 
die Minderheitsschulen nicht danach, den Vertrag rasch geltend werden zu lassen. Ich 
wäre [dem Vertreter des Staatsamtes für] Äußeres dankbar, wenn er - die 
außenpolitischen Momente klarzulegen, welche auf eine rasche Erledigung drängen. 

Openheimer: Vom Standpunkt der Außenpolitik ist es angenehm, daß jede Reibungsfläche 
beseitigt wird. In erster Linie ist es das wirtschaftliche Moment. Die Tschechen erblicken 
in diesem Vertrag ein Junktim mit den Kohlen- und Zuckerlieferungen. 

Roller: Es wäre an der Zeit, daß diese Einwendungen der Tschechen konkretisiert werden durch 
die Verlesung der Noten. Nach meiner Information haben die Tschechen wegen der 
Depots abgebrochen, weil wir die Renten nicht hinauslassen. Jetzt hören wir wieder 
etwas anderes. Das [Staatsamt für] Äußeres informiert uns gewiß gut, aber ich bitte, uns 
die Noten vorzulegen, wo die Sache offiziell mit solchen Verhandlungen in Verbindung 
gebracht wird. 

Der Vertrag ist von - [hat in] der čech.[oslovakischen] Öffentlichkeit auch nicht 
ungeteilte Billigung gefunden. Es scheint mir fraglich, daß die Tschechen auf diesen 
Vertrag so besonders drängen. 

Die Presse brachte die Nachricht, der Vertrag sei ratifiziert, das hat große Entrüstung 
hervorgerufen. Ich würde mich anschließen, daß er eingebracht wird, aber den weiteren 
Verlauf haben wir nicht in der Hand. 

Aber man sollte den Vertrag loslösen von den Zuckerverhandlungen. Es soll eine Note 
vorgelegt werden, welche den Zusammenhang zwischen dem Zucker und dem Vertrag 
klarlegt. 

Mayr: Es ist keine Einwendung, daß der Vertrag der Nationalversammlung vorgelegt wird. 
Wegen des Zuckers wird [das Staatsamt für] Äußeres [einen] Bericht erstatten und die 
Noten vorlegen. 

Oppenheimer: Die Drohungen kommen natürlich nicht in den Noten zum Ausdruck. Es sind 
Berichte unseres Gesandten in Prag. Bei Beginn der Zucker-Verhandlungen in Prag 
wurde es sofort mündlich gesagt. 

Mayr: Meine Mitteilung - Gegenstand erledigt. 
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5. 
Reisch: Wollevertrag mit England. 

Unter den Rohstoffkrediten befindet sich auch ein englischer, welcher freistellt, 
gewisse Quantitäten Wolle zu beziehen. 

[Wir wollen] 60 % des Wollekredits in Anspruch nehmen, [an] Vöslau weitergeben 
gegen die Verpflichtung [...] zu übernehmen. 

Heinl: [Ich] ersuche, diese 60 % zu erweitern. Es sollen 5-10 % für die Regierung reserviert 
werden, so daß wir 70 % ankaufen würden. Ich möchte 75-80 % empfehlen, damit wir die 
Möglichkeit haben, unsere Kleinindustrie mit Arbeit zu versorgen. 

//[Am Rand]: Staatssekretär Heinl bittet, die Übernahmsmenge auf etwa 75-80 % zu 
erhöhen, damit die Möglichkeit geboten wird, auch kleinere Textilbetriebe zu 
beschenken.// 

In jüngster Zeit macht sich eine große Abwanderung dieser Industrie aus der 
Tschechei bemerkbar. Durch eine entsprechende Industrieförderung könnten wir sie 
anlocken. Es wäre das eine Aktion für 3-4 Jahre. 

Reisch: Wir können sie nicht verarbeiten. Es ist bereits nach London telegraphiert. 
Heinl: Sollte es möglich sein, diesen Prozentsatz zu erhöhen, bitte ich darum. 
 
 
6. 
Grünberger: Ein Vertreter des ungarischen Ernährungsamtes hat heute vormittag von mir unter 

Vorlage eines Schreibens des Ministers verlangt, daß wir zustimmen einer 
Unterbrechung von 14 Tagen in unserer vertraglichen Kartoffellieferung. Er erklärte, 
daß die ungarische Regierung in Schwierigkeiten ist wegen der Abgabepreise der 
Kartoffel und der ungarische Ernährungsminister Wert darauf legt, die für uns 
requirierten Kartoffel in Budapest billiger abzusetzen und die Bevölkerung vor den 
höheren Preisen des Privatverkehrs [zu] schützen. 

Ich habe dem Vertreter gesagt, daß wir diesem Ersuchen, so leid es uns tut, nicht 
entsprechen können, weil die österreichische Kartoffelversorgung nur auf den 
ungarischen Lieferungen aufgebaut ist und die Verschiebung um 14 Tage die größte 
Gefahr wäre. Ich muß mich auf diesen Standpunkt vom ernährungspolitischen Standpunkt 
stellen. Der Vertrag ist ein kaufmännischer Vertrag mit ungeheuren Pönalien. Die 
Ungarn sind ohnedies stark im Rückstand, so daß ich erklärte, die Verantwortung für die 
Erfüllung dieser Bitte aus eigenem nicht tragen zu können. 

Morgen wird ein Vertreter des Ernährungsamtes nach Budapest zu anderen 
Verhandlungen fahren. Ich habe den ungarischen Vertreter bewogen, diesen Besuch beim 
Minister anzukündigen und zu sagen, daß ich unter keinen Umständen vor der 
Rücksprache in Budapest eine Entscheidung treffen kann. Vielleicht wird [Gelegenheit 
sein], an Ort und Stelle auf die politischen Konsequenzen der Stornierung hinzuweisen. 

Der Vertreter steht nicht auf dem Standpunkt des Ministers und sagte, man hielte es 
[für] praktisch, den Außenminister aufmerksam zu machen, damit er auf den 
Ernährungsminister einwirke. 

Ich bitte zu genehmigen, daß [ich] vor den Verhandlungen der ganzen Frage in 
Budapest und vor dem Hinweis auf die politischen Konsequenzen ermächtig werde, 
diesem Ersuchen nicht zuzustimmen. 

Mayr: Ermächtigung erteilt. 
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7. 
Grünberger: Ich bin gezwungen, für die nächste Sitzung die Frage der Brotpreiserhöhung 

vormerken zu lassen, weil die Zuschüsse an die Wiener Bäcker am nächsten Dienstag 
erschöpft sind. 

 
 
Breisky: Personalfrage - Landesschulinspektor Salzburg - Stummer. 
 
 
7. 
[Zugezogen]: Ippen. 
Mayr: Bulgarien. 
Ippen: Vorgeschichte des Vertrages. Wir sind mit B.[ulgarien] in keinem Vertragsverhältnis und 

unterliegen dem autom.[atischen] Zoll ... Die Lage würde wirtschaftlich für uns besser. 
Das Abkommen ist ein Regierungsabkommen in Form eines Notenaustausches. 

Heinl: Bericht über die Bedeutung des Handels nach Bulgarien. Wir haben Anlaß, auf den 
Antrag einzugehen, [ich] begrüße den Vertrag. 

Selbstverständlich können wir [ihn] aufgrund des Ermächtigungsgesetzes mit 
Notenwechsel abschließen. Die Veröffentlichung müßte aber nach dem 
Ermächtigungsgesetz durch Vollzugsanweisung erfolgen. 

Roller: In einem - [einer] der letzten Kabinettsrat[ssitzungen] ist [ein] Antrag auf Novellierung 
des Ermächtigungsgesetzes gestellt worden. 

Reisch: Das Ministerium des Äußeren glaubt, daß man ohne Berufung auf das 
Ermächtigungsgesetz den Notenwechsel machen kann. Ich halte das für richtig. Denn mit 
Noten sich die Meistbegünstigung zuzusichern, ist kein Handelsvertrag, sondern [es sind] 
Regierungserklärungen, die ohne Gesetz möglich sind. 

Ippen: Es ist ein Regierungsübereinkommen. 
Genehmigt nach Antrag. 
 
 
8. 
Mayr: Brit.[isch-österreichischer] Schiedsgerichtshof. 
Reisch: Das Staatsamt für Finanzen hätte gewünscht, von der Angelegenheit früher verständigt 

zu werden, da der Schiedsgerichtshof finanzielle Fragen entscheiden soll. Wir sind mit 
dem Vorschlag einverstanden. Aber wir nähern uns dem Zustand, die staatlichen Stellen 
dem Meistbietenden zu verleihen. Im konkreten Fall erwächst kein Bedenken, aber wir 
befinden uns auf einer schiefen Ebene. 

Roller: Dieselbe Sache wird sich wiederholen beim französisch-österreichischen Schiedsgericht. 
Dort steht auch Hammerschlag im Vordergrund. [Das Staatsamt für] Äußeres hat uns 
gesagt, daß falls in London das Schiedsgericht tagen soll, ein österreichischer Vertreter 
in London vorgeschlagen werden soll. Wir können den Herren nicht beurteilen. 
Hammerschlag kann nicht dauernd in London anwesend sein, seine Aufgabe wird aber 
groß sein. Es kommt nicht das zwischenstaatliche Recht zur Geltung, sondern es werden 
privatrechtliche Entscheidungen gefällt werden müssen. Nur für den Fall, als er nicht die 
Eignung haben sollte, schlagen wir Hammerschlag vor. 

Breisky: Mit Rücksicht auf die schwerwiegenden finanziellen Interessen, für deren Klärung auch 
das Staatsamt für Finanzen wichtig ist, sollte bei der Präsidentenbestellung [das 
Staatsamt für] Äußeres im Einvernehmen mit [dem Staatsamt für] Finanzen vorgehen. 

Reisch: Wir werden uns darauf beschränken müssen, den englischen Vorschlag anzunehmen. 
Miklas: In der Note -. Wenn es möglich wäre, eine Person [zu finden], die nicht dem 
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diplomatischen Dienst angehört aber in London ständig anwesend ist, und [wenn] sie die 
Eignung besitzt, wäre es wohl angezeigt, diese Persönlichkeit wenigstens als 
Stellvertreter zu bezeichnen. An erster Stelle Hammerschlag, an zweiter diese 
österreichische Persönlichkeit in London. 

Roller: Das [Staatsamt für] Äußeres hat beabsichtigt, für London einen Herren unbekannten 
Namens [zu bestellen]. Das Staatsamt für Justiz hat gesagt, wenn er die Eignung hat, 
wird er der beste sein. Es ist nicht vorgelegen, daß der Sitz London sein muß. Man hoffte 
auf Wien als Sitz. Daher haben wir -. Es würde sich [darum] handeln, [zu klären], ob der 
Londoner Herr die Eignung hat. Dann könnte man ihn bestellen. Schey war nur in 
Aussicht genommen, wenn der Sitz in Wien ist. 

Reisch: Es wird nicht zu erreichen sein, daß das Schiedsgericht nach Wien kommt. Die 
Franzosen haben den Belgiern das Zugeständnis gemacht, daß es in Brüssel tagt. Wir 
können denselben Vertreter haben in Brüssel und Paris. 

 
 
8. 
Roller: Gefangenenwachinspektoren. 
Mayr: Dieser Vorschlag wurde nicht einvernehmlich mit der Staatskanzlei erstattet. Solche 

Dinge sind nach [Kabinettsrats]beschluß mit der Staatskanzlei zu vereinbaren. Die 
Staatskanzlei erhebt keinen Einspruch. [Ich] bitte aber, daß alle diese Fragen 
entsprechend dem Kabinettsratsbeschluß mit der Staatskanzlei vereinbart werden. 

Genehmigt. 
 
 
9. 
Pesta: Teuerungszulagen. 

Die Abweichungen der Vollzugsanweisung von jener bezüglich der übrigen 
Unfallsversicherten sind in den Besonderheiten der berufsgenossenschaftlichen 
Unfallversicherung begründet. Die Begründung hebt diese Besonderheit eigens hervor. 

Ich bitte um die Ermächtigung zur Verlautbarung der Vollzugsanweisung. 
Resch: Diese Vollzugsanweisung ist ?sachlich gearbeitet und [es bestehen] keine Bedenken. 
Reisch: Uns war die Vollzugsanweisung mit einem anderen Wirkungsbeginn bekannt gegeben 

[worden]. [Es ist] die Frage, ob es nötig ist, diese Vollzugsklausel auf den Mai 
rückwirkend zu gestalten? Es wäre genug, sie mit der Kundmachung in Wirksamkeit 
treten zu lassen. 

Resch: Die Vollzugsanweisung bezieht sich auf das Gesetz vom April '20. Dieses setzt den 
Beginn der Teuerungszulage mit 5. Mai fest. Die Eisenbahner müssen die 
Teuerungszulage auch von diesem Zeitpunkt [an] bekommen, [das Staatsamt für] 
Verkehrswesen ist im Verzug. 

Pesta: Es mußten die Vollzugsanweisungen für die Tiroler Versicherungsanstalten abgewartet 
werden. Daraus sollten die Eisenbahner keinen Nachteil ziehen. 

Genehmigt. 
 
 
10. 
Reisch: Die Forderungen der Akademiker wurden am 15. /9. behandelt, als sie Zugeständnisse 

über die festgestellten Richtlinien [hinaus] rückwirkend für 1. Juli '20 wünschten. Der 
Kabinettsrat hat damals die Forderung auf Rückwirkung abgelehnt, gleichzeitig aber 
[zugesichert, daß] für den Fall als die Besoldungsordnung bis Juni nicht Gesetzeskraft 
haben sollte, Gelegenheit genommen werden soll, bei den Beförderungen den Wünschen 
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entgegenzukommen. 
Die Beamten dies - [sind] darauf jetzt zurückgekommen und verlangen die Erfüllung 

der Wünsche vom September. Das Verlangen auf Rückwirkung ist zwar noch nicht 
aufgegeben, sie machen [aber] ihre Entschließung davon abhängig, ob die Richtlinien für 
die Jännerbeförderung sie befriedigen. Sie wollen Verhandlungen über die Richtlinien 
mit der Gewerkschaftskommission. Die Besoldungsordnung ist vom Parlament nicht 
verabschiedet. 

[Ich ersuche um] die Ermächtigung, um ein halbes Jahr herabzugehen. [Ich] bitte um 
Genehmigung dieses Antrages. 

Pesta: Es wird nichts erübrigen, als dem Antrag zuzustimmen. Das ganze Rangsklassensystem 
erscheint völlig über den Haufen geworfen, weil überall die reinste Automatik eingeführt 
ist. Wenn die Staatsbahnverwaltung mit dem Dienstklassensystem aufgeräumt hat, so 
haben sie einen Vorspann geleistet für die Besoldungsreform, in dem sich die 
Besoldungsreform für die übrigen Ressorts ausdrücken sollte. 

Das jetzige System führt zur Systemlosigkeit und zur wirtschaftlichen Katastrophe für 
den Staat. Wenn alles automatisch bis zur V. und IV. Rangsklasse drängt, so zieht - 
[wirkt] das unterschiedslos [auf] die unteren Ränge ohne Rücksicht auf die Leistung 
zurück. Die Rücksicht auf die Leistung ist bei der Besoldungsreform der Eisenbahner in 
reiner Form zum Ausdruck gebracht. [Ich] möchte bitten, ob nicht einer ähnlichen 
Besoldungsreform für die übrigen Staatsbeamten näher getreten würde. Die 
Verschiedenheit der Systeme der Gruppen stachelt immer wieder eine Gruppe gegen die 
andere auf. 

Es ist Einmütigkeit, daß das Rangsklassensystem nicht zu halten ist. Die Regierung 
müßte darauf ausgehen, eine Gleichheit zu schaffen. Die Eisenbahner haben als erste am 
wenigsten durchgesetzt, die Postangestellten waren mit Mühe dazu zu bringen, das 
Schema der Eisenbahner anzunehmen. 

Mayr: Es ist gerecht, den Akademikern entgegenzukommen. 
Breisky: Der Verein der rechtskundigen Beamten der Staatsämter hat eine Eingabe mit 

zusammenhängenden Petiten überreicht. Sie schließen sich der Forderung an und haben 
noch einige spezielle Wünsche, welche besagen, daß ihnen die Beförderung in die IV. 
[Rangsklasse] nach längstens 30 Jahren gewährleistet wird; ebenso die Ausdehnung der 
Beförderung von Sektionschefs in die III. Rangsklasse. 

Beachtenswert erscheint mir die Anregung des letzten Absatzes. Die bisherige Übung, 
daß die [Personal]vorschläge unmittelbar dem Kabinettsrat unterbreitet werden, 
ermöglicht keine genaue Prüfung. Wenn die Personalreferenten das Operat vorbereiten 
könnten, fielen viele Streitigkeiten weg. Auch die Sonderfälle sollen nach gewissen 
einheitlichen Gesichtspunkten behandelt werden. [Sie] schlagen vor, die Personalien in 
einer vorbereitenden Sitzung der Personalreferenten zu behandeln. 

Mayr: Eine Sonderabordnung von vier Hofräten der Finanzlandesdirektion verlangte eine 
Vorrückungsmöglichkeit in die IV. Rangsklasse. Die höheren Beamten wollen 
einigermaßen die Vorteile der übrigen ausgleichen. 

Wir können weder die Eingabe der Zentralstelle noch die der Finanzlandesdirektion 
heute erledigen. Die Verwaltungsjuristen der Landesregierungen werden wieder eigene 
Wünsche haben. Wir bitten das Staatsamt für Finanzen, diese Fragen im Zusammenhang 
zu behandeln. Wir müssen uns heute [damit] begnügen, bei den Anträgen Reischs zu 
bleiben. 

Roller: Aus dem Antrag des Staatsamtes für Finanzen würde sich ergeben, daß wahrscheinlich 
neue Tabellen vorgelegt werden müssen, weil der Termin bereits abgelaufen ist. Die 
größten Mißhelligkeiten haben sich dadurch ergeben, daß jene, welche Titel und 
Charakter hatten, übergangen werden sollten zu Gunsten anderer, welche später die 
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wirkliche Richtlinie erreicht haben. Die Richtlinie war sehr unklar. Es kommen alle Leute 
in den Zentralstellen um ihren Rang. Ebenso ist es zwangsläufig, daß die Beamten in den 
Zentralämtern einen Vorsprung haben vor den nicht akademisch vorgebildeten Beamten. 

Ich bitte um Aufklärung, ob neue Tabellen eingereicht werden sollen. In diesem Fall 
müßte auch über die Forderungen der Zentralbeamten entschieden werden, damit man 
sie nachziehen kann. 

Miklas: Ich habe eine abweichende Meinung. Ich halte die Forderung, daß Beamte früher in 
eine höhere Rangsklasse kommen sollen, als unrichtig. Wir regieren nicht mehr. Wer 
fleißig arbeitet, muß befördert werden, die anderen nicht. 

Die Leute in den Zentralstellen sind ausgesuchte Kräfte und müssen, weil sie solche 
besondere Arbeiter sind, müssen sie befördert werden. Das gilt ebenso für alle 
untergeordneten Behörden. Wenn die Leute tüchtig sind, sollen sie befördert werden. 
Aber es muß zunächst eine Regierung geben, welche es wagt, einen Unterschied zu 
machen. Wenn wir nicht imstande sind, eine solche Regierung zu bilden, welche die 
Leistung und nicht die Wartefrist belohnt, dann haben wir keinen Einfluß auf die 
Beamten. 

In der Besoldungsordnung muß Vorsorge getroffen werden, daß die Beamten 
genügend Einkommen haben, die ?Ehrenleiter aber von der Bezahlung unabhängig ist. 

Mayr: Wir sind auf der schiefen Bahn, können aber nicht Halt machen bei jenen, welche eine 
Beförderung am meisten verdienen. Wir müssen durch eine Besoldungsreform Ordnung 
schaffen. 

Reisch: Ich begrüße die Worte Miklas'. Es ist das die einzige Methode, um die Beamten besser - 
und den Staat vor dem Untergang zu retten. Die Beamtenfrage ist für Österreich eine 
Lebensfrage. Österreich geht an den Beamten zugrunde. Wenn die Regierung nicht 
Widerstand leistet, dann geht es auf der schiefen Bahn immer rascher abwärts. 

Ich glaube aber nicht, daß eine Besoldungsordnung nach dem Muster der Eisenbahner 
uns vor weiteren Opfern retten könnte. Der beste Beweis ist, daß die Eisenbahner schon 
jetzt mit ganz exorbitanten neuen Forderungen hervortreten. Das wird so weiter gehen, 
solange die Regierung nicht kräftiger wird. 

Die Gefahr liegt in der Gleichartigkeit. Ich bin nicht für den Antrag Breiskys. In den 
Staatsämtern müssen wir uns davor hüten, alle gleich zu behandeln. Was jede ideelle 
Reihung in den Beamten erbracht hat, ist daß sie sehen, daß alle gleich vorrücken und es 
auf eine Arbeitsleistung gar nicht mehr ankommt. 

Der Fehler liegt sehr bei den Oberbehörden, welche darauf verzichten, eine 
Qualifikation der Arbeitskräfte abzugeben und zu unterscheiden zwischen den Tüchtigen 
und Untüchtigen, weil sie unter dem Einfluß der Organisationen stehen. 

Wir stehen vor der Tatsache, daß ganze Kategorien von Staatsbeamten die Dienstzeit 
abzusitzen verweigern und wir keine Konsequenzen daraus ziehen. Es müßte eine gewisse 
Energie aufgebracht werden. 

Breisky: Wenn ich die Anregung als beachtenswert bezeichnet [habe], so will ich nicht damit 
gesagt haben, daß man alle Beamten nach einem Kamm scheren soll. Es soll nur eine 
Verschiedenartigkeit der Beurteilung vermieden werden. 

Miklas: Das ist ganz etwas anderes. Es sah so aus, als ob es sich um eine generelle Beförderung 
mit Rücksicht auf [...] der einzelnen ... während jetzt das eine - [ein] besonderer Punkt 
der Qualifikation ist, daß der Mann unter erschwerten Umständen und unter besonders 
qualifizierten Umständen herangezogen ist. 

Reisch: Es ist unerläßlich, daß die Zentralbeamten günstiger vorrücken als [die Beamten der] 
Unter[behörden], denn es ist kein Vergleich zwischen der geistigen Arbeit an beiden 
Stellen. Jetzt geht kein Beamter mehr in die Zentralstellen, weil er dort mehr zu arbeiten 
hat, in Wien leben muß und keinen Vorteil hatte. 
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Mayr: Die Anträge Reischs sind genehmigt. 
Zu den Vorschlägen Breiskys bezüglich der Vorbesprechung: Die übrigen 

Forderungen sollen im Zusammenhang mit den Forderungen der höheren Finanzbeamten 
geprüft werden und Bericht erstattet werden. Die Vorbesprechung der 
Personalreferenten ist ein guter Antrag. 

Pesta: Durch die Richtlinien ist ein Schema aufgestellt, Abweichungen müssen besonders 
begründet werden. Die Schwierigkeit - die Vorbesprechungen [der Personalreferenten] 
begegnen besonderen Schwierigkeiten. 

Roller: Es sollte eine Besprechung über die Hauptsachen stattfinden, damit eine Einheitlichkeit 
erzielt wird und einen - [ein] gemeinsamer Maßstab aufgestellt wird. 

Wilfling: Ich halte eine Besprechung für zweckmäßig, weil die Richtlinien für die Zentralstellen 
anders aussehen als für die Unterbehörden. Sie enthalten keine Gesamtdienstzeit. Um 
eine Gleichmäßigkeit zu erzielen, ist es nötig, daß etwas gesagt wird. 

Mayr: Der Kabinettsrat stimmt einer solchen Sitzung vor - die Sitzung wird vom Staatsamt für 
Finanzen einberufen nach Durchsprechung. 

 
 
11. 
[Zugezogen]: Hillinger. 
Heinl: Vollzugsanweisung für die Anforderung von Sachgütern. 
Reisch: Die Vollzugsanweisung greift in die Privatrechtssphäre ein. 
Roller: Wie kommt man nach zwei Jahren dazu, Sachen anzufordern, welche sich im Privatbesitz 

befinden, ohne daß über den Rechtsgrund der Rückforderung gesprochen wird? 
Heinl: In der Sachdemobilisierung wurden Sachen verwertet, welche bei den Vormärschen 

abgezogen wurden. Diese wurden vor dem Frieden verwertet. Jetzt hat die Entente-
Kommission Bestandteile in den Fabriken gefunden. Das führte zu Verwicklungen. Die 
Reparations-Kommission fordert aufgrund des Friedens die Rückstellung dieser 
Gegenstände und wir haben keine Möglichkeit das zurückzufordern. 

Roller: Was jemand im guten Glauben erworben hat, ist sein Eigentum. Wir können die 
Anforderung nicht durch [eine] Vollzugsanweisung treffen, sondern durch das Gericht. 
Es schneidet ins Privateigentum ein. 

In der Begründung wird gesagt, weil es schnell sein muß, brauchen wir eine 
Vollzugsanweisung. Der Nationalrat aber tritt ohnedies bald zusammen. Der Ausschuß 
kann zur Meinung kommen, daß kein Gesetz erforderlich sei. Aber ich glaube, daß wir in 
das Privateigentum eingreifen, welches als - garantiert ist vom Gesetz. 

Zur genauen Prüfung der Sachlage bitte ich um Absetzung. 
Hillinger: Die Fälle, in welchen die Rückstellung vom Staat verlangt wird, werden nur selten 

eintreten. Das Gros wird betreffen - [sich beziehen] auf die Ablieferung von 
Kriegsgeräten und militärischen Ausrüstungsgegenständen. Die wichtigste Forderung -. 
Die militärische Überwachungs-Kommission hat seitens der Botschafterkonferenz den 
Auftrag, der eine völkerrechtlich übernommene Verpflichtung Österreichs darstellt, die 
Entwaffnung durchzuführen. Soweit die Waffen im staatlichen Besitz sind, ist diese 
Verpflichtung im großen und ganzen erfüllt. Es handelt sich nur mehr um die abhanden 
gekommenen militärischen Ausrüstungsgegenstände. 

Besonders ist ein Fall prägnant: Wir haben nach den Ausweisen des Staatsamtes für 
Heerwesen beim Zusammenbruch 3.000 Flugzeuge. Nach dem die m[ilitärische] 
Kommissionen ihre Tätigkeit aufgenommen hatten, mußten ihnen Listen übergeben 
werden über das in Österreich vorhandene Material. Jetzt konnten nur 980 995 
Flugzeuge als noch vorhanden ausgewiesen werden. Der Chef der 
Luftfahrtüberwachungs-Kommission hat über diesen Fall berichtet, weil wir den Abgang 
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nicht aufklären konnten und hat von der Botschafterkonferenz den Auftrag bekommen, 
nach dem Verbleib der fehlenden Flugzeuge zu fahnden. 

Die Lufag hat tatsächlich eine Reihe von Flugzeugen weiter gegeben, teils an 
Ausländer, teils an Inländer. Die Ersuchschreiben an die Käufer der Flugzeuge wurden 
von der Mehrzahl - [sind] unbeantwortet geblieben oder es wurde geantwortet, daß sie 
nicht sagen wollen, wo die Flugzeuge sind. 

Die österreichische Regierung ist mangels eines Zwangsmittels nicht in der Lage, den 
durch den Friedensvertrag völkerrechtlich übernommenen Verpflichtungen 
nachzukommen und es ist zu besorgen, daß die Nicht-Erfüllung dieser Verpflichtung zum 
Anlaß genommen werden könnte, um auf verschiedenen Gebieten der Versorgung 
Österreichs Schwierigkeiten zu machen. 

Die Entente verlangt die Schaffung jener gesetzlichen Maßnahmen, zu deren 
Erlassung sich Österreich im Frieden verpflichtet hat. Der Drang der interalliierten 
Überwachungsausschüsse ist so dringend, daß ihnen auch eine Frist bekannt gegeben 
werden mußte, innerhalb welcher Österreich diesen Pflichten nachkommen will. Die Frist 
ist mit 10 Tagen festgesetzt, welche Ende Oktober ablaufen. 

Da diese eine Vollzugsanweisung aufgrund des wirtschaftlichen 
Ermächtigungsgesetzes erlassen wird, muß sie dem Hauptausschuß in der Sitzung vom 
29. vorgelegt werden. Danach ergibt sich die dringende Notwendigkeit, diese Maßnahme 
durch eine Vollzugsanweisung zu treffen und von der Schaffung eines Gesetzes vorläufig 
abzusehen. 

Der Eingriff in das Privatrecht ist nicht zu leugnen. Der Friedensvertrag greift heute 
im Gegensatz zu allen anderen Friedensverträgen tief auch in das Privatleben des 
Einzelnen ein. Er legt auch den Privaten weitgehende Verpflichtungen auf. Österreich hat 
speziell in diesen Artikeln des Friedensvertrages, 133, 148 und 184 weitgehende 
völkerrechtliche Verpflichtungen übernehmen müssen, zu deren Durchsetzung gegenüber 
den Staatsbürgern [es] ?gebunden ist. 

Mayr: Ich hätte gegen eine Vollzugsanweisung weniger Bedenken als gegen ein Gesetz. 
Vielleicht könnte man die Vollzugsanweisung befristen. 

Roller: Es wurde immer darauf gedrängt, daß die Sachdemobilisierung möglichst verkaufen soll 
bevor die Entente darauf kommt. Jetzt kann man den redlichen Besitzer nicht dazu 
anhalten - [daß man ihm] Sachen, die er im guten Glauben erworben hat und für den 
Betrieb braucht, wegnimmt. 

Ich würde nicht einsehen, warum man eine Frist von 10 Tagen festsetzt, wenn der 
Nationalrat zusammentritt. Man kann die Folgen der Vollzugsanweisung nicht absehen. 
Wenn es im Ausschuß besprochen und im Gesetz begründet wird, wird man dazu 
kommen, daß man - dazu kommen muß. Aber das Kabinett sollte das heute nicht auf sich 
nehmen. 

Wir kennen auch die finanziellen Wirkungen nicht. Der Staat kann vom gutgläubigen 
Besitzer nur die Rückgabe gegen vollen Schadensersatz und entgangenen Gewinn 
verlangen. Es ist nicht abzusehen, in welche Prozesse der Staat verwickelt werden kann. 

Ich bitte daher um die Rückstellung. Die Vollzugsanweisung lautet allgemein auf 
Sachgüter, welche auszuliefern sind. Ich habe das Gefühl, daß [ich] im Augenblick zu 
einer solchen Vollzugsanweisung nicht die Zustimmung geben könnte. 

Heinl: In den Staatsämtern wird die Angelegenheit [schon] länger behandelt. In den 
betreffenden Sitzungen haben die Staatsämter durch ihre Vertreter zugestimmt. 
Überlassen wir es dem Hauptausschuß. Wir können dort auf die Bedenken Reischs - 
Rollers aufmerksam machen. 

Es geschieht besser durch eine Vollzugsanweisung, die wir jederzeit zurückziehen 
können. 



231 – 1920-10-26  34 
 

Reisch: Ich lasse meine Bedenken fallen. 
Miklas: Ich würdige die Bedenken Rollers, obwohl ich mir sage, gewiß sind unsere 

Bestimmungen über das Privateigentum bis zu einem gewissen Grad abgeändert durch 
den Frieden. Dieser ist Reichsgrundgesetz mit dem Tage der Ratifikation und geht jedem 
speziellen österreichischen Gesetz voraus. 

Auf die finanziellen Folgen mache ich aufmerksam. Die sind unter Umständen 
unabsehbar. 

Die Vollzugsanweisung ist eine schöne Geste gegenüber der m.[ilitärischen] 
Überwachungskommission. Ich hoffe, daß wir nicht oft in die Lage kommen werden, 
solche Güter anzufordern. Wenn man das dem Hauptausschuß sagt, und die rechtlichen 
Bedenken des Staatsamtes für Justiz, dann müssen wir es ihm überlassen, ob er zustimmt 
zur Erlassung der Vollzugsanweisung. Wir könnten auch die Vollzugsanweisung 
terminieren bis der Nationalrat über den Gegenstand entschieden hat. 

Roller: Ich wende mich nur dagegen, daß im politischen Verfahren angefordert werden soll, 
richtig müßte geklagt werden. 

[Ich] bitte um die protokollarische Feststellung: Ich wende mich gegen das politische 
Anforderungsverfahren. Das Verfahren kann der Frieden nicht vorschreiben, wie wir 
dazu kommen. Unter Verletzung der inneren Gesetze, dazu kann er uns nicht bestimmen. 

Mayr: Ich will keine Nötigung ausüben, andererseits ist die Zurückstellung nicht angenehm. 
Vielleicht könnte Roller sich die Sache noch ansehen und wenn er die Bedenken 

aufrecht zu erhalten hat, Heinl verständigen. Dann müßten wir eine besondere kurze 
Sitzung einberufen. Hat er keine Bedenken, dann gilt die Sache als angenommen. 

Breisky: Bedenklich erscheint mir die Bestimmung: Wertbestimmung nur bis 9. /9. '19 ... Seit 19 
sind große Wertsteigerungen eingetreten. Was ist, wenn der Wertgegenstand verpfändet 
ist? Der leidet dann schweren Schaden. 

Heinl: In solchen Fällen gilt der nächste Paragraph. 
Hillinger: Die Befürchtungen eines zu weitgehenden Vorschlages sind nicht begründet. Im 

Gegensatz zum deutschen Gesetz mit der Anzeigepflicht haben wir von [einer] 
Anzeigepflicht abgesehen, obwohl wir nach dem Friedensvertrag verpflichtet sind, das 
Material auszuliefern. Wir stellen uns auf den Standpunkt, daß die Entente zu sagen hat, 
welche Gegenstände sie haben will und wo sie sind. Damit ist der Kreis der 
rückzustellenden Gegenstände enger umgrenzt als in dem deutschen Vorbild. 

Mayr: Wenn beide Staatsämter sich bis Freitag ändern - [einigen], betrachtet der Kabinettsrat 
die Einbringung als genehmigt. Ist das nicht der Fall, dann soll vor dem Hauptausschuß 
noch eine Sitzung einberufen werden. 

 
 
12. 
Resch: Teuerungszulage zum Krankengelde der Invaliden. Taggeld. 
Genehmigt. 
 
 
13. 
Wilfling: Das Wesen der Maßnahme [bei Angestellten der Gemeinde Wien] liegt darin, daß die 

Kinderzulage etwas Fixes geworden ist, aber die gleitende Zulage, welche immer den 
Keim neuer Erhöhungen in sich trägt, ist für die Gattin und die Kinder verschwunden wie 
für den Angestellten selbst. Wesentlich ist die Erhöhung der Gehälter, welche es mit sich 
[bringt], daß das Leistungsprinzip wieder zur Geltung kommt. Aber ebenso wesentlich ist 
der Gedanke, daß die Teuerung alle Angestellten gleich belastet. Das kommt zum 
Ausdruck in der Erhöhung der Teuerungszulage. Es ist beiden Prinzipien Rechnung 
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getragen worden. Die durch das Anwachsen der Zulage verschobene Spannung im 
Besoldungsübergangsgesetz wurde wieder hergestellt. Die Bezüge sind um 70 % höher 
als in den Vorauszahlungen auf die Besoldungsreform. Die erhöhten Zulagen wurden von 
den Gemeindeangestellten nicht angenommen. 300 M[illionen] zahlt der Staat als 70 
%[iger Zuschuß], 240 Millionen Kronen trägt die Gemeinde selbst. 

Die Forderungen [des Zentralverbandes der Staatsbeamtenvereine sind] wesentlich 
verschieden und im Effekt bedeutend teuer und weniger zweckmäßig als die Angleichung 
an die Regelung bei der Gemeinde. 

150 % - 200 [%] Gehalt[serhöhung] und 50 - Ortszuschlag. Die ziffernmäßige 
Spannung zwischen den Ortsklassen bleibt aufrecht, aber nicht die verhältnismäßige; es 
bleiben die absoluten Ziffern, die Unterschiedsrelationen verschieben sich aber. 

Die Aufhebung der gleitenden Zulage wird nicht ins Auge gefaßt. 
[Bei der Regelung der Gemeindeangestellten bestand die Annahme], die übrigen 

Staatsangestellten werden sich höchstwahrscheinlich diesen Forderungen anschließen. 
Das wird aber nicht der Fall sein, der Zentralverband wird auf seinen Vorschlägen 
beharren. Die Verdoppelung der Teuerungszulage wird daher lauten, daß sie abgestuft 
verdoppelt werden soll, also Verdoppelung der derzeitigen Teuerungszulage. 

[Zu empfehlen wäre ein] Junktim zwischen der Besoldungsreform und der 
Angleichung an die Bezüge der Gemeinde Wien. 

Mayr: Es ist unmöglich, die jetzigen Forderungen zu diskutieren. Das Kabinett wäre auch nicht 
in der Lage als nur mehr kurz dauernde Regierung, solche Forderungen aufzugreifen. Es 
kann auch nicht ohne Hauptausschuß und Nationalversammlung entscheiden. Die 
Vorschläge müssen gemacht werden an den Hauptausschuß und den Nationalrat. 

Es fragt sich, ob man sich auf diese Forderungen einlassen kann. Mir scheint da das 
Wichtigste, daß man hinweist auf das unumgängliche Junktim zwischen [der 
Bezugsaufbesserung und] der Besoldungsordnung, die je eher desto besser, gemacht 
werden muß. Sie müßte terminiert werden und das Leistungsprinzip, das in der 
Besoldungsreform zum Ausdruck kommt, [betont werden]. Das Muster dafür ist der 
Schritt der Gemeinde Wien. 

Pesta: Ich möchte vor dem Irrtum warnen, daß eine Besoldungsneuordnung eine Abhilfe gegen - 
eine Remedur für die Sicherstellung der Lebensführung darstellt. Die Ordnung soll 
dauernd sein. Wenn neben der Leistungsbezahlung ein Teuerungssystem mitgeschleppt 
werden muß, welches die Bezüge für die Leistung überwiegt - eine solche 
Besoldungsordnung, welche die Teuerungszulage in sich aufnehmen [würde], ist heute 
unmöglich und würde keine Befriedigung als Besoldungsordnung hervorrufen. Wenn die 
Regierung eine Umordnung ins Auge faßt, so kann es nur aus dem Gesichtspunkt 
geschehen, aus dem überholten System die Beamtenschaft und Verwaltung in ein neues 
System überzuleiten. 

Es fragt sich, ob man sich den Wünschen der Angestellten wird entziehen können. Der 
Vorgang der Gemeinde Wien unter Heranziehung staatlicher Mittel ist so aufreizend für 
die Staatsangestellten, daß der Nationalrat in der nächsten Zeit sich wird dem Wunsch 
nach einer Zuwendung wird anschließen müssen. 

Die Forderung Tomschiks zeigt am besten, daß dort, wo mit der Besoldungsreform 
schon vorgegangen wurde, mit den Gesamtbezügen nicht mehr das Auslangen gefunden 
werden kann. Leider gehen wir einer neuen Teuerungswelle entgegen, welche die 
bisherigen Zuwendungen überholt. Dem - [Den] Zusammenhang zwischen 
Besoldungsordnung und Teuerungszuwendungen möchte ich trennen. 

Sollte eine Besoldungsreform geschaffen werden, so ginge es nur unter Angleichung 
an die Eisenbahner und sollte sich dort zeigen, daß es möglich ist, [eine] prozentuelle 
Erhöhung der alten Ansätze vorzunehmen, so müßte sie auch auf die Eisenbahner 
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Anwendung finden. 
Reisch: Es ist für uns vollständig unmöglich, daß wir jetzt noch 2 ½ Milliarden den jetzigen 

Wünschen widmen und die Besoldungsordnung nach zwei Monaten weitere 
Aufbesserungen bringen muß. Das hat die Besoldungsordnung der Eisenbahner 
bewiesen. Sie stellen neue Forderungen. Eine Besoldungsordnung wird nichts nützen, 
solange die Regierung schwach ist. Jedenfalls müssen wir [daran] festhalten, daß 
nachdem die Besoldungsordnung von den Angestellten verlangt wurde [und] wir bereit 
sind, sie zu erfüllen, es [uns] nicht bieten lassen können, [wenn sie jetzt erklären], sie 
wollen keine, sondern alle Monate Zugeständnisse abpressen wollen. 

Die Regierung hat, [was die Gemeinde Wien anbelangt], in keiner Weise ihre 
Zustimmung zur Besoldungsordnung gegeben und hatte sich auch nicht zu geben. In den 
Zeitungen wird es fälschlich so dargestellt, als ob die Regierung die Kosten der 
Regulierung auf sich genommen hätte. Der 70 % Zuschuß zu den gewährten 
Aufbesserungen [wurde] der Gemeinde zur freien Verwendung zugestanden, wenn sie 
eine andere Regelung [trifft]. Sie bekommt nicht mehr als [ihr] bei Anwendung des 
staatlichen Prinzips zu 70 % zukommen würde. Wir brauchen uns an das Beispiel Wiens 
nicht zu halten. 

Während die Dienstnehmerkategorie schon früher geteilt war, indem die Eisenbahner 
dort nichts zu suchen hatten, da ihre Wünsche bezüglich der Besoldungsordnung erfüllt 
waren, so sind jetzt auch die Dienstgeber geteilt, da Wien ohne Befragung die 
Neuordnung des Besoldungswesens durchgeführt hat. Die paritätische Lohnkommission, 
welche jeder legitimen Vertretungsberechtigung - hat jede Berechtigung verloren, da sie 
disparate Interessen vereinigt und die Aufgabe der Gleichstellung der Bezugsverhältnisse 
nicht erfüllt worden ist und nicht erfüllt werden kann, weil ganz verschiedene 
Besoldungssystem gelten. Die paritätische Lohnkommission ist daher je eher [desto 
besser] auszuschalten und ein praktischer Nutzen von ihr nicht mehr zu gewärtigen ist. 
Man wollte verhindern, daß eine Dienstgeberkategorie etwas schafft, was die anderen 
nachmachen müssen. Die Gemeinde Wien hat aber jetzt etwas geschaffen und die 
anderen Dienstgeber müssen nachfolgen. 

Pesta: Ich weise [darauf] hin, daß seit August vorigen Jahres die Eisenbahner an der 
Besoldungsreform gearbeitet [haben] und [sie] haben keine Forderungen gestellt, wenn 
nicht die anderen Angestellten besondere Zuwendungen aus der Tatsache der Teuerung 
gestellt und bewilligt erhalten haben. Tomschik ist der Vorsitzende, aber die Eisenbahner 
als solche haben sich dort nicht als führend geführt, sondern nur den Forderungen der 
anderen anschließen müssen. Die Eisenbahner haben sich eigentlich zurückhaltend 
benommen. 

Nachdem die Durchrechnung der Eisenbahner nach der Besoldungsreform mit 1. 
Dezember quittiert sein wird, und die Vorschußzahlungen aufhören werden, was 
geschieht dann mit den übrigen Angestellten, deren Besoldungsreform wegen ihres 
Wunsches nicht durchgeführt wird und [die die] Vorschüsse weiter beziehen? Das 
werden sich die Eisenbahner nicht gefallen lassen. 

Wilfling: Die 700 Kronen gehen im Effekt weit über das hinaus, was die Angestellten der 
Gemeinde Wien bekommen haben. 

Roller: Wird das Kabinett es aushalten, ohne Besoldungsreform? Dann käme ein Entwurf, der 
von allen verworfen wurde, [zur Umsetzung]. Wir müssen in der Systemlosigkeit 
weitergehen und können absolut nicht auf eine allgemeine Besoldungsreform vertrösten. 

Es muß ein System angenommen werden, welches eine Sanierung des jetzigen 
Verfahrens bedeutet. Nach dem Vortrag ist von den drei Vorschlägen der günstige das 
System der Stadt Wien. Die Analogie hier ist zwingend. Die Stadt Wien ist jetzt Land, es 
wäre nicht möglich, wenn [ein] politischer Kommissär von Wien anders gestellt wird als 
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ein Richter. Das nötigt dazu, dieses System einzuführen ... 
Die jetzige Regierung kann in den wenigen Tagen keine Besoldungsreform machen. 

Ich beantrage [daher] die Anwendung des Systems der Stadt Wien auf die 
Staatsangestellten. 

Pesta: Wenn eine Besoldungsneuregelung nach dem Muster Wiens geschieht, so kann das nicht 
ohne Rückwirkung auf die Eisenbahner bleiben. Die Eisenbahner haben die 
Besoldungsreform, materiell und systematisch. Die pragmatischen Beamten haben sie 
materiell auch schon konsumiert durch das Übergangs- und Nachtragsgesetz, das sie in 
den Ansätzen gleichstellt. Wenn eine prozentuelle Erhöhung stattfindet, so müssen auch 
die Eisenbahner damit bedacht werden. 

Reisch: Die Angriffe im Vorgang mit dem - [der] Besoldungsreform kann ich nicht gerechtfertigt 
finden. Die Organisationen verlangen, gehört zu werden vor der Beschlußfassung durch 
den Kabinettsrat. Man kann nichts anderes machen, als einen Referentenentwurf ihnen zu 
geben zur Äußerung. Aber es zeigt sich, daß unsere Beamtenorganisationen nicht 
ernstlich [daran] arbeiten wollen, sondern sie sind nur darauf eingerichtet, jeden Monat 
neue Forderungen zu stellen. Daß der Entwurf von allen abgelehnt wurde, ist nicht 
richtig, er wurde von allen kritisiert. Der Entwurf ist eng [...], er schließt sich eng an das 
deutsche Muster an, welches [...], daß die Klasseneinteilung beiläufig ist und aufgrund 
der besonderen Ressortverhältnisse umgearbeitet werden soll. Dabei sollte die 
Beamtenschaft mitarbeiten, das lehnt sie ab, weil es unbequem ist. 

Wenn gesagt wird, wir müssen uns der Wiener Besoldungsreform anschließen, so ist 
die Regierung ebensowenig in der Lage, sich für die Wiener Besoldungsreform zu 
entscheiden, als sie eine allgemeine Besoldungsordnung durchführen könnte. Diese 
Regierung kann auch keine neuen finanziellen Aufwendungen zugestehen. Sie wird daher 
sagen müssen: Wartet auf die neue Regierung und die wird dann entscheiden müssen, ob 
sie große neue finanzielle Forderungen erfüllen wird. 

Ich weiß nicht, ob jemand den Mut haben wird, zu den 10 Milliarden für die Beamten 
weitere zwei Milliarden zu bewilligen. Das verträgt der Kurs unserer Krone nicht. 

Mayr: Mir scheint festzustehen, daß die Höhe der Wiener Gesamtbezüge gewiß maßgebend sein 
wird für die Gesamtbezüge der übrigen. Wir können sie für die Dauer nicht niedriger 
bleiben lassen. Das Prinzip, daß sie nicht schlechter gestellt sein können für die Dauer 
als die Wiener, muß man machen. 

Das Junktim scheint mir doch sehr wichtig zu sein, um mit dem Prinzip der zügellosen 
[Lohn]bewegung zu brechen. Wenn man ihnen in Aussicht stellen könnte, daß eine 
künftige Regierung die Besoldungsordnung auf der Grundlage der Wiener 
Besoldungsreform verlangt, so wäre das das Äußerste. Die Regierung kann diesen 
Forderungen nicht entsprechen, es wird Sache der Nationalversammlung sein, Ordnung 
zu machen. 

Ich bitte, daß wir den formellen Vorgang beraten. Sollen wir abschließen [mit der 
Feststellung]: Wir lehnen es ab, weil wir nicht [darauf] eingehen können? Oder soll die 
Berichterstattung an die Nationalversammlung mit einem Vorschlag folgen? Ich wäre für 
letzteres, damit wir nicht als jene da stehen, welche jede Forderung ablehnen, während 
die Wiener etwas Bedeutendes erreicht haben. Wir müßten berichten, so steht die Sache 
und so denkt man sich die Lösung, aber die Bedeckung muß die Nationalversammlung 
suchen. 

Reisch: [In dem Bericht soll betont werden]: Die Wiener sollen schauen, wo sie das Geld 
aufbringen, wir brauchen es nicht mitzumachen. 

Mayr: Es sind immer einseitige Veröffentlichungen zu konstatieren. [Wenn] die Regierung 
schweigt, da wird die Bevölkerung unrichtig aufgeklärt. Wenn wir erklären, wie die 
Sache ist, wird sich die Bevölkerung ein Urteil bilden und nicht ihre Forderungen 
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unterstützen. 
Die Bezüge sind bei der Teuerung zu gering. Wenn aufgrund einer höheren 

Gehaltsbasis eine Besoldungsordnung gemacht wird, so müssen jene, welche schon eine 
Besoldungsordnung haben, eine Ergänzung bekommen. 

Pesta: Eine solche Publikation wäre umso wichtiger, als Reisch erwähnt hat, daß der Staat nur 
70 % der [um] 100 Kronen erhöhter Teuerungszulage zuschießt. 

Breisky: Die Gemeinde hat ein gefährliches Präjudiz geschaffen und der Staat wird nicht 
darüber hinweg kommen. Die Gemeindebeamten haben vielfach dieselben Aufgaben wie 
die staatlichen. Sie - [Die Gemeinde] übt staatliche Hoheitsrechte [aus]. Wenn sie die 
Gehälter reguliert, so werden die Beamten am selben Ort - die Regierung wird in einer 
Zwangslage sein und den Widerstand nicht halten können. Sie wird als beamtenfeindlich 
hingestellt werden. 

Wir werden irgendeinen Schritt machen müssen, eine Mitteilung an den 
Hauptausschuß mit einem Hinweis auf die Regulierung von Wien, damit nicht ein 
anderes, noch schädlicheres System angewendet wird. 

Roller: Nachdem der Nationalrat einberufen [ist], muß man sich an die Gesetze halten. Wir 
müssen sagen: Wir anerkennen die Notwendigkeit, nach der Analogie von Wien 
vorzugehen, aber wir können es nicht machen und werden den Bericht an den 
Hauptausschuß erstatten, damit er eine Vorlage macht. 

Die Gemeine Wien hat eine Besoldungsordnung und ändert nur die Ansätze. Der 
Kabinettsrat soll die Sache an den Hauptausschuß mit [einem] Bericht bringen, daß Wien 
vorausgegangen ist, [...] Beamte dieselbe Funktion versehen, in derselben Stadt leben 
und die Sache vom Hauptausschuß und Nationalrat ähnlich wie für Wien gemacht 
werden soll. 

Reisch: Unser Bericht kann nur dahin lauten, daß die staatsfinanzielle Lage es nicht gestattet, 
wieder zwei Milliarden Kronen für die Beamten auszugeben. Wenn [die Gemeinde] Wien 
eine Besoldungsreform macht, so soll sie sehen, wie sie ihre Einnahmen reguliert, aber es 
kann nicht für den Staat daraus folgen, dasselbe zu machen und die Mittel nicht 
aufbringen kann - [zu können]. Autonomie und Bindung zur Nachahmung vertragen sich 
nicht. 

Roller: Dann werden 700 Kronen ?planlos bewilligt werden müssen. 
Mayr: Der Standpunkt Reischs ist gerechtfertigt, aber die Teuerung erfordert [eine] höhere 

Bezahlung. Und wenn das Beispiel Wiens vorliegt, so kann die Regierung sich auf die 
Dauer nicht dagegenstemmen. Wenn sie das nicht kann und der Finanzminister erklärt, 
ich habe keine Mittel, so muß - [hat] die Regierung, die die Beamten auch zu vertreten 
hat, den - [dem] zuständigen Faktor die Sache vorzulegen, damit sie - [er] für die 
Bedeckung vorsorgt. 

Haueis: Die Regierung soll die Entscheidung der nächsten Regierung überlassen. Die 
fortwährende Erhöhung der Bezüge und das Mißverhältnis zu den 
Getreideübernahmspreisen beeinträchtigt die Ablieferungsfreudigkeit. 

Mayr: Wir können im Bericht an den Hauptausschuß den Standpunkt des Staatsamtes für 
Finanzen betonen. Es muß betont werden, daß die Staatsfinanzen nicht auf - eine 
Erhöhung nicht gestatten. Andererseits muß die Regierung auf das Beispiel von Wien 
hinweisen. 

Heute können wir nichts bewilligen. 
Pesta: Die Zwangslage der Regierung rechtfertigt sich aus den Verhältnissen. Die Bediensteten 

können mit den Bezügen ihr Leben nicht fristen. Dann ist jede Regierung gezwungen, 
dafür zu sorgen, daß er leben kann. Die Winterbevorratung erfordert eine Vorsorge. Man 
muß einen [Weg] - Mittel finden, durch die Erhöhung der Subventionskredite, daß im 
Herbst den Angestellten geholfen werden kann. Das wäre auch eine Anregung für den 
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Hauptausschuß. 
Mayr: Subventionskredite im höheren Maße oder Naturleistungen sind nicht möglich, weil wir 

den regelmäßigen Zufluß garantieren können. 
Reisch: Es ist nicht richtig, daß die Leute nicht leben können. Es ist [das] der Fehler des 

Alimentationsprinzips. 
Mayr: Dafür hat sich niemand ausgesprochen, daß heute an eine Bewilligung durch das 

Kabinett gedacht wird. 
Ist an den Hauptausschuß zu berichten? Dagegen hat sich auch niemand 

ausgesprochen. 
Was ist ihm zu berichten? 

[Miklas]: Das sind die Forderungen: Wir geben zu, daß durch Wien ein Präjudiz geschaffen 
wurde und [daraus] eine Zwangslage erwächst, daß der Staatsverwaltung nichts 
erübrigen wird, als früher oder später [etwas] zu bewilligen; daß [dem die] größten 
finanziellen Schwierigkeiten entgegen stehen und man der Meinung ist, die Sache mit der 
Besoldungsreform zu verquicken. 

Breisky: [Man sollte dem Hauptausschuß sagen]: Wenngleich die Regierung annimmt, daß 
[sich] der Hauptausschuß angesichts des Ablaufs seiner Funktionsperiode nicht mehr 
bestimmt finden dürfte, eine Entscheidung zu treffen, wollte [es] die Regierung nicht 
unterlassen, davon Mitteilung zu machen. 

Mayr: Ich werde für die Einladung Reischs in die Sitzung des Hauptausschusses Sorge tragen. 
Reisch: Meine Stellung als Staatssekretär ist jetzt sehr schwach. Der Finanzminister hat 

[ansonsten] noch immer ein starkes Argument. Dieses Moment versagt bei mir 
vollständig, weil wir ohnedies demissionieren. Ich würde sagen: Wartet auf die neue 
Nationalversammlung. 

Pesta: Über den Vorgang wird man heute noch nicht schlüssig werden können. Erst [bei] der 
Sitzung der paritätischen Lohnkommission wird sich zeigen, unter welchen Terminen und 
Pressionen die Forderungen gestellt werden. 

Mayr: [Es besteht] Einverständnis, daß dem Hauptausschuß nach den angegebenen Richtlinien 
Bericht erstattet wird. 

 
 
 

[KRP 231, 26. Oktober 1920, Stenogramm Fenz] 
 
231., 26. /X. '20. 
 
Mayr: Teilt mit, daß Ellenbogen die Stelle als Präsident der Sozialisierungskommission 

niedergelegt hat. 
[Beschluß]: Zur Kenntnis, Heinl tritt an seine Stelle. 
 
 
[Mayr]: Note der Reparations-Commission [betreffend eine] formelle Versicherung, daß die 

Regierung die Ablieferung garantiert. 
[Ich] bitte, daß darüber verhandelt wird. Wir dürfen nicht zögern, der Reparations-

Commission die verlangten Zusicherungen zu geben. 
Grünberger: [Ich] beantrage, daß die Note dem Staatsamt für Volksernährung zur 

einvernehmlichen Beantwortung mit [dem Staatsamt für] Landwirtschaft und [dem 
Staatsamt für] Finanzen übermittelt wird. Der Entwurf der Antwort wäre dem Chef des 
Kabinetts vorzulegen - zur Genehmigung im Kabinettsrat. 

Reisch: Ich glaube, diese Note bezieht sich nur auf die Bewilligung von Kreditzuschüssen. Die 
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werden wir nicht bald bekommen. Daher [ist] die Antwort nicht so dringlich. 
Wir müssen die Note auch wohl überlegen. Es greift das tief in die innere Politik ein, 

wenn wir uns verpflichten sollten, die Mindestweltmarktpreise im Inland zu bezahlen = 
1.000 Kronen statt 4.000 Kronen für das Getreide zu bezahlen. Die Verpflichtung dieses 
Obligo könnte - [würde] das Rumpfkabinett nicht übernehmen können. 

Wir waren und sind gar nicht so unbescheiden, Kreditzuschüsse für die jetzigen 
Getreideankäufe zu verlangen, sondern wir haben gestern verlangt, man möge uns die 
Kunstgegenstände oder die ausländischen Wertpapiere freigeben, damit wir auf diese 
Objekte einen Lombard-Zuschuß zur Bezahlung des Getreides bekommen. Das werden 
wir auch bald bekommen, weil die einzelnen Regierung viel weniger berührt sind als 
wenn [ein] Kredit verlangt wird. 

Schwieriger wird es allerdings sein, den Geldgeber zu bekommen. 
Bei der Gelegenheit mache ich aufmerksam, daß derzeit die Bewirtschaftung des 

Mehles schon eine sehr laxe ist - Semmeln auf [...]. 
Grünberger: Die Auffassung Reischs ist umso richtiger, als in dieser Note die Rede ist von 

Nachtragskrediten. Die eigentlichen Kredite haben wir noch gar nicht. Dieses Ersuchen 
wendet sich [ferner] an die neue Regierung. Es kann die gegenwärtige Regierung nur 
eine Zwischenantwort geben. Es soll nur eine Zwischenantwort gegeben werden. 

Mayr: Einverstanden mit [einer] Zwischenantwort. 
Ich glaube aber, daß man die Öffentlichkeit irgendwie von der Sache unterrichten 

muß, damit die Ablieferung in Fluß kommt, namentlich in Niederösterreich. 
Grünberger: Nach der Rücksprache der letzten Tage mit den anderen Parteien glaube ich nicht, 

daß es opportun wäre, weil -. 
[Ich] bitte [erst] zu publizieren, wenn die Konferenzen mit den agrarischen Kreisen 

vorangegangen sind. 
Heinl: Ich möchte die Genossenschaft der Gast[wirte] und Kaffeesieder [zu mir bitten um sie] 

auf den Übelstand des Weißgebäcks aufmerksam zu machen - und [sie sollen] auf ihre 
Mitglieder einwirken, sonst Kontrollmaßnahmen und Bestrafung. 

Haueis: Morgen werden die agr.[arischen] Abgeordneten beisammen sein und es wird ihnen 
sehr nahegelegt werden, damit [...] in Niederösterreich abgeliefert wird. 

Garantiert kann nicht werden, daß alles abgeliefert wird. Auch ist nach der 
Festsetzung des Kontingents durch die Hochwasserkatastrophe viel vernichtet worden. 
Das müßte man auch in der Note an die Reparations-Commission erwähnen. 

Grünberger: [Ich] beantrage, daß die Note der Reparations-Commission dem Staatssekretär für 
Landwirtschaft im Wortlaut übermittelt wird. 

[Beschluß]: Zwischenbeantwortung im angegebenen Sinn. 
 
 
[Mayr]: Zuckerbelieferung. 

< >. 
Zur Kenntnis. 
 
 
[Mayr]: Brünner Vertrag. 
Froehlich: Brief Renners vom 18. X. 

Ich würde vom Standpunkt der Staatskanzlei folgendes berichten: Nachdem die 
Bestimmungen des Bundesverfassungsgesetzes über Staatsverträge schon in Kraft sind 
und nach diesen Bestimmungen der Genehmigung des Nationalrates bedürfen, der 
Staatsvertrag aber noch nicht perfekt ist, weil noch nicht ratifiziert, hält die Staatskanzlei 
es nicht mehr [für] möglich, [ihn] ohne Vorlage an den Nationalrat zu erledigen. 
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[Ich] beantrage - [bitte] daher um die Ermächtigung zur Einbringung im Sinne des 
Artikels 50. 

Ruber: Wir haben vom Standpunkt des [Staatsamtes für] Inneres kein Interesse daran, an 
besonders rascher [Verabschiedung]. [Er ist] in den Optionsbestimmungen nicht ganz im 
Einklang mit unseren [derzeitigen] Optionsbestimmungen. 

Froehlich: Unter Hinweis auf die Verhandlungen in Karlsbad [möchte ich bitten, daß er] 
wenigstens sofort eingebracht [wird], damit wenn er -. 

Oppenheimer: Vom Standpunkt des auswärtigen Amtes schließe [ich] mich Froehlich an, weil 
[es] vom politischen Standpunkt bedenklich [wäre], wenn die Sache hinausgezogen wird. 

Miklas: Ich wundere mich, daß das Staatsamt für Inneres jetzt bremst. Wir waren immer der 
Meinung, es seien hauptsächlich die staatsbürger[lichen] Bestimmungen, die dazu 
drängen, eine klare Situation zu schaffen. 

Ich glaube, vom Standpunkt des Unterrichtsamtes, wo wir die ad.[ministrativen] 
Bestimmungen über die č.[echischen] Minderheitsschulen darin haben, sehnen wir uns 
auch nicht [danach]. Es bleiben nur mehr die Bedenken vom Staatsamt für Äußeres. [Ich] 
bitte um die außenpolitischen Momente, die auf eine rasche Finalisierung [drängen]. 

Openheimer: Zunächst das wirtschaftliche Moment. (Jede Reibungsfläche soll beseitigt werden). 
Die Č.[echoslovaken] haben [ein] Junktim mit der Lieferung von Kohle und Zucker 
aufgestellt. 

Roller: Es wäre an der Zeit, daß die Einwendungen der Č.[echoslovaken] konkretisiert werden 
durch Verlesung der Noten der Č.[echoslovaken]. Nach den Zeitungen wollen sie wegen 
der Depotfragen Schwierigkeiten machen. 

Ich bitte um die Vorlage einer č.[echoslovakischen] Note, 'Wenn der Vertrag nicht 
rat.[ifiziert] wird, bekommt Ihr keinen Zucker'. 

Mayr: Das Staatsamt für Äußeres soll die Noten vorlegen. 
Oppenheimer: Die Drohungen werden nicht in Noten mitgeteilt, gedroht wurde nur mündlich. 
Angenommen. 
 
 
Reisch: Wollevertrag mit England. 
Heinl: [Ich richte] das Ersuchen an das Staatsamt für Finanzen, daß die 60 %, die 

ausschließlich für Vöslau bestimmt sind, erweitert [werden] auf 75-80 %, weil wir doch - 
[dadurch] die Möglichkeit hätten, unsere kleinere Industrie mit Arbeit zu versorgen. 

[Es besteht eine] bedeutende Abwanderung von Textilarbeitern aus der 
Č.[echoslovakei]. Es würde uns die Möglichkeit bieten, im Laufe der Zeit unsere 
Industrie zu heben. 

Reisch: Wir haben schon definitiv nach London telegraphiert, daß -. 
Heinl: Vielleicht [wäre es] durch spätere Verschiebungen zu erhöhen. 
 
 
Grünberger: Heute [ist ein] Vertreter des ungarischen Ernährungsamtes erschienen und hat 

verlangt, daß wir zustimmen einer Unterbrechung von 14 Tagen in unserer vertraglichen 
Kartoffellieferung von Ungarn nach Österreich. Die ungarische Regierung sei selbst in 
Schwierigkeiten wegen der Abgabepreise der Kartoffel und der ungarische 
Ernährungsminister lege Wert darauf, die requirierten Kartoffel jetzt zu billigeren 
Preisen in Budapest abzusetzen. 

Ich habe erklärt, daß wir diesem Ersuchen nicht Folge leisten können, weil unsere 
österreichische Kartoffelversorgung nur auf den ungarischen Lieferungen aufgebaut ist. 
[Eine] Verschiebung [wäre] sehr gefahrenvoll wegen des Frostes. Ich muß mich auf 
diesen Standpunkt stellen. Auch ist dieser Verkauf ein Vertrag mit ungeheuren Pönalien. 
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[Es besteht bereits ein] großer Rückstand in Ungarn. Ich habe erklärt, daß ich die 
Verantwortung nicht tragen kann. 

Morgen [fährt ein] Vertreter des Volksernährungsamtes nach Budapest wegen 
anderer Lieferungen. Ich habe gesagt, daß ich vor der Rücksprache in Budapest keine 
Entscheidung eingehen kann. Es wird die Gelegenheit sein, auch auf die politischen 
Wirkungen dieser Angelegenheiten aufmerksam zu machen. 

Es wäre auch der Außenminister aufmerksam zu machen. 
Ich bitte um die Ermächtigung, diesem Ersuchen nicht ohne weiteres zuzustimmen. 

Ermächtigung erteilt. 
 
 
Grünberger: Ich bin gezwungen, für die nächste Kabinettsratssitzung die Brotpreiserhöhung 

vormerken zu lassen. 
 
 
Breisky: L. S. I. [Landesschulinspektor] Gruber. 

po. loco Edward Stummer, Realschuldirektor. 
Genehmigt - Vertagt bis Freitag. 
 
 
[Mayr]: Bulgarien. 
Ippen: -. 
Heinl: Über die Bedeutung des Handels mit Bulgarien. 
Roller: Ermächtigungsgesetz? 
Reisch: Ich glaube auch, daß es nicht notwendig ist, sich auf das Ermächtigungsgesetz zu 

berufen. 
Ippen: Es war unser Standpunkt, daß es nur ein Regierungsübereinkommen ist und kein 

Staatsvertrag, und daß der bloße Notenwechsel genügt. 
Heinl: Einverstanden. 
Genehmigt. 
 
 
8. 
Mayr: Britisch-österreichischer Schiedsgerichtshof. 
Reisch: Das Staatsamt für Finanzen hätte nur gewünscht, von dieser Angelegenheit früher 

verständigt [zu] werden, nachdem nur finanzielle Fragen in Betracht kommen. Wir sind 
einverstanden mit dem Vorschlag, aber die staatlichen Stellen werden bald an denjenigen 
zu vergeben [sein], der das meiste bietet. 

Roller: Dieselbe Sache wird nochmals auf die Tagesordnung kommen beim österreichisch-
französischen Schiedsgericht. Auch hier steht Hammerschlag im Vordergrund. Wir hatten 
nur für den Fall zugestimmt, als ein vom Staatsamt für Äußeres namhaft gemachter, in 
London wohnhafter Mann nicht in Betracht käme, weil vielleicht der Sitz in Wien [sein 
wird], daß Hammerschlag bestellt wird. Schey war nur in Aussicht. 

Breisky: Wegen der schweren finanziellen Konsequenzen soll der Präsidenten vom Staatsamt für 
Äußeres im Einvernehmen mit dem Staatsamt für Finanzen bestellt werden. 

(Genehmigt). 
Miklas: Wenn es möglich wäre, eine geeignete Person [zu finden], die nicht dem diplomatischen 

Dienst angehört und doch in London wohnt, so sollte dieser doch als Stellvertreter 
bestellt werden statt Schey. 
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Roller: Gefangenenwachinspektoren. 
Mayr: [Dieser Vorschlag] wurde nicht im Einvernehmen mit der Staatskanzlei verfaßt. [Es 

besteht] keine Einwendung, [ich] bitte [aber] für die Zukunft, daß derartige Fragen mit 
der Staatskanzlei entsprechend dem Kabinettsratsbeschluß vereinbart werden. 

Angenommen. 
 
 
Pesta: -. 
Resch: Keine Einwendung. 
Reisch: Uns war die Vollzugsanweisung mit einem anderen Wirksamkeitsbeginn vorgelegt 

[worden]. Ist es abs.[olut] notwendig, die V. Kl. [Vollzugsklausel] rückwirkend auf Mai 
'19 zurückzudatieren? 

Resch: Diese Vollzugsanweisung ist aufgrund des Gesetzes vom 16. /IV. '20. Aufgrund dieses 
Gesetzes bekommen alle Unfallrentner eine Teuerungszulage ab 5. /V. '19. Es war das 
Staatsamt für Verkehr im Verzug und jetzt muß man es auch so machen. 

Angenommen. 
 
 
Reisch: Forderungen der Akademiker. 
Pesta: Man wird zustimmen müssen. Aber das ganze Rangsklassensystem ist wohl vollständig 

über den Haufen geworfen, weil dies - die reinste Automatik eingeführt wird. Wenn die 
Eisenbahnverwaltung schon den Bann gebrochen hat in dieser Richtung -. 

Es führt auch zu einer furchtbaren wirtschaftlichen Katastrophe für den Staat. Wenn 
alles aut.[omatisch] bis in die V. und IV. Rangsklasse hinaufdrängt, so zieht uns [das] 
auch die Unteren in die Höhe ganz unabhängig von den Leistungen. [Ich] bitte, ob nicht 
das Staatsamt für Finanzen auch einer Besoldungsreform für die Staatsangestellten näher 
tritt, weil die Verschiedenheit der Systeme eine Gruppe gegen die andere aufstachelt. 

Wenn das Rangsklassensystem nicht mehr zu halten ist, so sollte [man] eine 
vollständige Gleichheit herstellen. 

Breisky: Der Verein der rechtskundigen Verwaltungsbeamten der Zentralämter hat damit 
zusammenhängende Petiten überreicht. Sie adoptieren die Wünsche der Gewerkschaft 
und haben noch einige spezielle Wünsche: [Daß ihnen] auch die gesicherte Beförderung 
in die IV. Rangsklasse nach längstens 30 Jahren [gewährleistet wird], [ebenso daß] die 
Beförderung von Sektionschefs in die III. Rangsklasse geübt und ausgedehnt wird. 

1.) Erfüllung der Gewerkschaftskommission. 
2.) Weitere Abkürzung für die Beamten der Zentralämter. 
3.) Abkürzung von 2 ½ [Jahren] Wartefrist auf 1 Jahr in der Rangsklasse. 
4.) Berechnung der Wartefrist von [...]. 
5.) Gemeinsame Besprechung der Personalreferenten über die auch die Sonderfälle 

nach gleichlautenden Grundsätzen behandelt werden. 
Mayr: [Es] soll vom Staatsamt für Finanzen begutachtet werden und in einer nächsten - . 
Roller: -. 
Miklas: Ich halte die [...], daß Beamte früher in [eine] höhere Rangsklasse kommen, generell für 

unrichtig. Wir regieren nicht mehr. Wer fleißig arbeitet, muß befördert werden. Wer nicht 
tüchtig ist, soll nicht befördert werden. Die Regierung muß die Macht haben, Verdienste 
belohnen [zu] können. 

Mayr: Wir können nicht Halt machen jetzt bei denjenigen, die am meisten [eine] Förderung 
verdienen. 

Reisch: Österreich wird an seinen Beamten zugrunde gehen. Wenn die Regierung nicht den Mut 
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aufbringt, ein Halt zu sagen, so geht es auf der schiefen Bahn immer mehr abwärts. 
Ich glaube nicht, daß die Besoldungsreform, so wie die Eisenbahner [sie haben], ein 

Schutz vor weiteren Opfern sein wird. 
Ich bin nicht sehr für Breisky. Wir müssen [uns] zumindest in den Staatsämtern hüten, 

alles über einen Leisten zu kämmen. Sonst av.[anciert] der Faule so wie der Fleißige. 
Der Fehler liegt bei den Oberbehörden, welche vollständig verzichten [dar]auf, eine 

Qualifikation zu geben. 
Breisky: -. 
Reisch: Ich halte es für unerläßlich, daß die Zentralbeamten günstiger av.[ancieren] als bei den 

unteren Stellen. 
[Mayr]: Antrag Reisch genehmigt. 

Ad Vorbesprechung: Die übrigen Vorschläge sollen vom Staatsamt für Finanzen 
geprüft werden. 

Pesta: -. 
Roller: [Es sollte eine] gemeinsame Besprechung über die Ausnahmefälle [stattfinden]. 
Wilfling: [Das wäre] zweckmäßig. 
[Beschluß]: Gemeinsame Besprechung im Staatsamt für Finanzen. 
 
 
[Zugezogen]: Ministerialrat Hillinger. 
Heinl: Vollzugsanweisung [betreffend] die Durchführung zum V. Teil und zu Artikel 184 St. G. 

[Staatsvertrag von St. Germain]. 
Roller: Ich glaube nicht, daß das durch [eine] Vollzugsanweisung gemacht werden kann, 

sondern nur durch Gesetz. Was jemand im guten Glauben erworben hat, kann ihm nicht 
genommen werden. [Es ist ein] tiefer Eingriff in das Privatrecht. 

Hillinger: Das Gros der Fälle wird sich beziehen auf Kriegsgerät und militärische 
Ausrüstungsgegenstände. Die militärische Überwachungs-Kommission hat seitens der 
Botschafterkonferenz den strikten Auftrag, die Entwaffnung Österreichs durchzuführen. 
Soweit diese Waffen sich im Besitz der Staatsverwaltung befunden haben, ist diesen 
Verpflichtungen nachgekommen worden. Es handelt sich nur mehr um die vor dem 
Umsturztag und während des Umsturzes weggekommenen militärischen 
Ausrüstungsgegenstände. 

Wir hatten 3.000 Flugzeuge. Nachdem die Kommissionen ihr Tätigkeit aufgenommen 
hat, mußten ihnen Listen übergeben werden. Hier konnten nur ca. 980 Flugzeuge 
[ausgewiesen werden]. Der Chef der Luftfahrtüberwachungs-Kommission hat diesen Fall 
zum Gegenstand eines Berichtes genommen und hat von der vorgesetzten Stelle in Paris 
den Auftrag bekommen, nach dem Verbleib zu fahnden. 

Die "Lufag", an welche das ganze Flugzeugmaterial verkauft wurde, hat einen Teil 
weitergegeben, zum Teil an das Ausland, einen Teil auch [an] das Inland abgegeben. Die 
Ersuchschreiben an die der Lufag bekannten Käufer sind meist unbeantwortet geblieben. 

Infolgedessen ist die österreichische Regierung nicht in der Lage, der Verpflichtung 
nachzukommen und es ist daher zu besorgen, daß die Nicht-Erfüllung dieser 
Verpflichtung zum Anlaß genommen werden könnte, auf verschiedenen Gebieten 
Schwierigkeiten zu schaffen. 

Die Entente verlangt - Das Drängen der interalliierten Ausschüsse ist so dringend, 
daß auch eine Frist bekannt gegeben werden mußte, innerhalb welcher Österreich den 
Verpflichtungen nachkommen muß. Die Frist läuft Ende Oktober ab. 

Es ergibt sich die dringende Notwendigkeit, diese Maßnahmen im Wege einer 
Vollzugsanweisung zu treffen und von der Schaffung eines Gesetzes vorläufig abzusehen. 

Der Eingriff in das Privatrecht ist allerdings nicht zu leugnen. Der Friedensvertrag 
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greift aber auch tief in das Privatleben ein. Es sind nicht bloß Verpflichtungen, die dem 
Staat auferlegt werden, sondern auch weitgehende Verpflichtungen für jeden Bürger. 

Mayr: Ich hätte gegen eine Vollzugsanweisung weniger Bedenken als [es] durch ein Gesetz [zu 
machen]. 

Roller: Ich glaube, mich zu erinnern, daß hier doch immer darauf gedrängt wurde, daß die 
Sachdemobilisierung so viel als möglich ausräumt. Jetzt kann man doch nicht den 
redlichen Besitzer verhalten, die Sachen, die vielleicht einer Fabrik zum Betrieb 
notwendig sind, abzuliefern. 

Im Gesetzesweg könnte man es vielleicht begründen, aber doch nicht im Wege einer 
Vollzugsanweisung. 

Finanzielle Rückwirkungen: Als gutgläubiger Besitzer hat der Betreffende das Recht 
des Schadensersatzes und des entgangenen Gewinns. 

Ich kann im Handumdrehen nicht die Zustimmung geben ohne Prüfung. 
Heinl: Vielleicht könnte man die Sache dem Hauptausschuß überlassen. Dort könnten die 

Bedenken des Staatsamtes für Justiz geltend gemacht werden. 
Ich halte auch eine Vollzugsanweisung für besser, weil man -. 

Reisch: Ich lasse meine Bedenken fallen. 
Roller: -. 
Miklas: Ich würdige die Justiz-Bedenken, aber die Privatrechte sind eben tangiert durch den 

Friedensvertrag. 
Auf die Folgen, die das hat, auch für den Staatsschatz - [diese] sind unabsehbar. 
In der Vollzugsanweisung ist eigentlich nichts anderes als eine schöne Geste [zu 

erblicken], die man der Überwachungskommission gegenüber macht. Ich hoffe, daß man 
nicht viel anfordern muß. Wenn man das dem Hauptausschuß sagt, und die Bedenken des 
Staatsamtes für Justiz, so muß man ihm es überlassen. Man könnte auch die 
Vollzugsanweisung terminieren. 

Roller: Ich wende mich nicht gegen den Friedensvertrag, sondern nur gegen die administrative 
Anforderung - nicht vor dem Richter. 

Ich bitte um die Protokollierung meiner Bedenken. 
Mayr: [Vielleicht könnte] Roller sich [bis] morgen die Sache anschauen und Heinl verständigen, 

wenn er die Bedenken aufrecht hält. Wenn [er] keine Bedenken [hat], dann gilt [es] als 
angenommen. 

Breisky: [Ich] verweise auf - in der Steigerung bis 5. /IX. und § 4 (7). [Das ist ein] schwerer 
Eingriff in das Privatrecht. 

Hillinger: Wir sind nicht sehr weit gegangen. Wir haben im Gegensatz zu Deutschland von einer 
Anzeigepflicht abgesehen. Wir stehen auf dem Standpunkt, daß uns die Entente sagen 
muß, welche Gegenstände sie haben will. Dadurch ist der Kreis schon eng begrenzt. 

Mayr: Wenn beide Staatsämter sich einigen bis Freitag, dann [ist es] genehmigt. Wenn nicht, 
Mitteilung und dann Sitzung vor dem Hauptausschuß. 

 
 
Resch: Krankengeld. 
Angenommen. 
 
 
Wilfling: Forderungen der Staatsangestellten. 

Die Kinderzulage ist etwas Fixes geworden, die gleitende Zulage ist verschwunden. 
Wesentlich ist die Erhöhung der Gehälter, die es mit sich bringt, daß das 
Leistungsprinzip wieder besonders betont erscheint. Wesentlich [ist] auch, daß die [...] 
Teuerung alle gleich belastet. [Das] kommt auf - zur Geltung durch die außerordentliche 
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Erhöhung der Teuerungszulage. 
[Zu empfehlen wäre ein] Junktim zwischen der Angleichung an die Gemeinde Wien 

und der Besoldungsreform. 
Mayr: Das Kabinett [ist] nicht in der Lage, solche Forderungen aufzugreifen. Es könnte auch 

nicht ohne den Hauptausschuß und die Nationalversammlung zu - entscheiden. Es 
müßten Vorschläge gemacht werden an den Hauptausschuß und es fragt sich, ob man 
sich auf diese Forderungen einlassen kann. 

Mir scheint das Wichtigste, daß man hinweist auf das unumgängliche Junktim 
zwischen [der Bezugsaufbesserung und] der Besoldungsordnung und das 
Leistungsprinzip [betont]. Das Muster hierfür wäre der Schritt, den die Gemeinde Wien 
gemacht hat. 

Pesta: Ich möchte [vor dem Irrtum] warnen, daß eine Besoldungsneuordnung eine Remedur für 
die Sicherstellung der Lebensführung darstellen könnte. In einer Zeit, wo neben der 
Leistungsbesoldung ein Teuerungssystem mitgeschleppt wird, welches die Belohnung der 
Leistung überflügelt - alle diese Begünstigungen in die Besoldungsordnung aufzunehmen, 
würde nicht befriedigen. Aus dem ganz(en) überholten gegenwärtigen System müßte die 
Beamtenschaft in ein neues [System] übergeleitet werden. 

Es fragt sich, ob man den Wünschen der Beamten mit einer Geldleistung entgegen 
kommen kann. Das Beispiel der Gemeinde Wien wird die Regierung nötigen, etwas zu 
tun. 

Den - [Der] Zusammenhang zwischen der gegenwärtigen Zuwendung und einer neuen 
Besoldungsordnung soll gelöst werden. 

Sollte eine Besoldungsordnung für die Staatsangestellten geschaffen werden, dann 
ginge es nur mit Angleichung an die Staatsbahnangestellten. Bei Erhöhungen [müßten 
auch Erhöhungen für die Staatsbahnangestellten [vorgenommen werden]. 

Reisch: Es ist unmöglich, daß wir jetzt 2 ½ Milliarden widmen den jetzigen Wünschen und uns 
der Gefahr aussetzen, daß in zwei Monaten die Besoldungsordnung gemacht wird mit 
neuerlichen Begünstigungen. Nachdem die Besoldungsordnung immer verlangt wurde, so 
können wir uns nicht bieten lassen, daß man [nun] keine Besoldungsordnung [mehr] will 
und uns jeden Monat etwas abpreßt. 

Was die Gemeinde Wien anbelangt, so hat die Regierung ihre Zustimmung nicht 
gegeben und hatte [sie] auch nicht zu geben. Es ist ganz unrichtig, daß die Regierung, 
wie es in der Presse steht, die Erhöhung zu tragen hat. Wir sind nicht durch die Regelung 
der Gemeinde Wien gebunden, weil ich nur gesagt habe, sie können die 60 %, die sie zum 
[...] an die staatliche Regelung bekommen, verwenden wie sie wollen. 

Da ganz verschiedene Entlohnungssysteme zur Geltung kommen, so hat die 
par[itätische] Lohnkommission keine Daseinsberechtigung. Sie ist je eher als möglich 
auszuschalten. 

Pesta: Seit August vorigen Jahres haben die Eisenbahner an der Besoldungsordnung gearbeitet 
und [es ist zu vermerken, daß sie] nicht hervorgetreten sind mit Forderungen bis nicht 
die Gemeindeangestellten Zugeständnisse erhalten haben. 

Roller: Kann das jetzige Kabinett es aushalten ohne Besoldungsreform? Der Entwurf ist von 
sämtlichen - verworfen worden. Wir müssen in der Systemlosigkeit fortfahren. Wir 
können nicht wieder auf eine allgemeine [Be]soldungsordnung vertrösten. 

Wir müssen ein System wählen, welches saniert die gegenwärtigen Mängel. Man wird 
den Vorschlag wählen, der dem System der Gemeinde Wien folgt. Wien ist auch Land, ein 
politischer Kommissär in Wien kann nicht anders gestellt sein als ein Richter. 

Ich beantrage, daß man das System der Stadt Wien akzeptiert und auch die 
Staatsbeamten gleichstellt. 

Pesta: Wenn eine Besoldungsneuregelung im Sinne Wiens gemacht wird, [ist klar], daß das auch 
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Rückwirkungen auf die Eisenbahner haben wird. 
Reisch: Die Angriffe gegen den Vorgang bezüglich der Besoldungsreform von Roller kann ich 

nicht berechtigt finden. 
Die jetzige Regierung wird ebensowenig für die Wiener Besoldungsordnung sich 

entscheiden können wie für die [allgemeine] Besoldungsordnung. Man wird den Beamten 
sagen müssen: Wartet bis die neue Regierung kommt. 

Mayr: Mir scheint festzustehen, daß die Höhe der Gesamtbezüge, die die Wiener erreicht haben, 
gewiß maßgebend sein wird für die Gesamtbezüge der übrigen Staatsangestellten. 
Schlechter gestellt sein können sie nicht. 

Das Junktim Wilflings scheint mir sehr wichtig zu sein, um mit dem gegenwärtigen 
Prinzip der zügellosen Lohnbewegung zu brechen. Wenn man ihnen zusagen kann, daß 
die künftige Regierung eine Besoldungsordnung -. 

Wir können nur dem Hauptausschuß Mitteilung machen von diesen Forderungen und 
daß die Regierung nichts auf sich nehmen kann - selbst bewilligen kann. Ich bin dafür, 
daß wir dem Hauptausschuß [einen] Vorschlag machen. [Wir müßten] berichten, daß die 
Sache so steht, daß die Meinung des Kabinetts ist, daß man [die Besoldung] an die 
Wiener angleichen soll. Die Bedeckung müßte aber die Nationalversammlung schaffen. 

[Ich] bin für eine Publikation. 
Pesta: -. 
Breisky: Die Gemeinde hat einen so präjudizierlichen Schritt gemacht, daß der Staat [darüber] 

nicht wird hinweg kommen. Die Gemeinde Wien übt staatliche Hoheitsrechte [aus] und 
wird sie nach der neuen Verfassung noch mehr ausüben. Ein Widerstand wird nicht 
gehalten werden können, [es wäre] optisch [eine] sehr ungünstige Situation der 
Regierung. 

Wir werden eine Mitteilung an den Hauptausschuß machen müssen unter Hinweis auf 
die Regelung der Gemeinde Wien. 

Roller: Ich glaube, daß jetzt nachdem der Nationalrat [...], [es] vielleicht möglich ist, daß wir 
sagen: Wir anerkennen die Notwendigkeit der Analogie, aber wir können es im 
Augenblick nicht machen. [Wir] werden Bericht an den Hauptausschuß erstatten und der 
soll eine Vorlage machen. 

Reisch: Der Bericht an den Hauptausschuß kann nur dahin lauten, daß es unsere 
staatsfinanzielle Lage nicht erlaubt, solche Zuwendungen, wie die der Gemeinde Wien, zu 
machen. 

Roller: Dann kommen die 700 Kronen binnen 24 Stunden. 
Mayr: Es ist die Notwendigkeit einer höheren Zahlung angesichts der Teuerung vorhanden. 

Wenn das Beispiel von Wien vorliegt, so kann sich die Regierung nicht dagegenstemmen. 
Wenn der Finanzminister sagt, er hat nicht die Mittel, so muß es dem zuständigen Faktor 
vorgelegt werden. 

Haueis: Die Regierung soll der nächsten Regierung die Entscheidung überlassen. Nach meinem 
Empfinden wird auch die Ablieferungspflicht beeinträchtigt, wenn die Bezüge 
allmonatlich erhöht werden und die Getreidepreise nicht erhöht werden. 

Mayr: Man kann das sagen, was der Finanzminister gesagt hat, in dem Bericht. 
Es herrscht Einhelligkeit, daß wir heute nichts bewilligen können. 

Miklas: -. 
Pesta: Man möge irgendeinen Weg finden, durch die Erhöhung der Subventionskredite den 

Leuten zu Hilfe zu kommen. 
Mayr: Wir haben das schon beraten und sind zu dem Ergebnis gekommen, daß Lebensmittel 

nicht gegeben werden können. 
Niemand hat sich [dafür] ausgesprochen, daß [etwas] bewilligt wird. 
Ist an den Hauptausschuß zu berichten? - Ja. 
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Was ist zu berichten? 
Miklas: Wir verweisen darauf hin, daß die Gemeinde Wien das Präjudiz geschaffen hat; daß wir 

in einer Zwangslage sind und [auf] die großen finanziellen Schwierigkeiten; und daß wir 
meinen, daß die Sache mit einer Besoldungsreform abzuschließen ist. 

Breisky: Man sollte dem Hauptausschuß sagen: Wenngleich die Regierung annimmt, daß sich 
der Hauptausschuß angesichts des Ablaufs der Funktionsperiode nicht bestimmt finden 
wird, eine Entscheidung zu treffen, so wollte man doch dem Hauptausschuß darüber 
berichten. 

Reisch: Ich bin dafür, [zu sagen]: Wartet auf die neue Nationalversammlung. 
Pesta: Vielleicht könnte man mit einer Beschlußfassung warten bis morgen die paritätischen 

Lohnkommission gesprochen hat. 
[Beschluß]: Bericht an den Hauptausschuß. 
 
¼ 1 Uhr. 
 
 

 












































































































